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Berlin, den 16. Jan. Se. Majeſtät der König haben Aller⸗ 
gnädigſt geruht: Den Geheimen Regierungs⸗Rath Heidfeld zu Op⸗ 
peln zum Ober⸗Regierungs⸗Rath und Dirigenten der Abtheilung des 
Innern bei der dortigen Regierung zu ernennen. 


Se. Excellenz der Kaiſerlich Oeſterreichiſche Oberhofmeiſter, Graf 
von Bombelles, iſt nach Köln abgereiſt. 


Deutſchland. 

Poſen. — Die von der aufrichtig conſtitutionellen Partei mit 
Freude vernommene Nachricht einer Zurücknahme der Königl. Propo⸗ 
ſitionen hat ſich leider nicht beſtätigt; die Miniſterkriſis iſt an⸗ 
ſcheinend noch nicht vorüber; im Gegentheil, die Deutſche Reform, das 
officieuſe⸗miniſterielle Blatt, erklärt: das Miniſterium Brandenburg⸗ 
Mauteuffel ſteht oder fällt mit der Annahme oder Zurückweiſung der 
Propoſitionen durch die Kammern; der Miniſter des Innern ſelbſt ſoll 
in den Commiſſious⸗Berathungen der Kammern geäußert haben, das 
Miniſterium macht aus der Annahme der Propoſitionen keine Kabi⸗ 
netfrage es iſt eine! Nun wohl! wir hätten vorgezogen, das Minis 
ſterium hätte ſeinen Rücktritt erklart vor Emanirung der Propoſitionen 
vielleicht hätte es dadurch dieſelbe abgewandt. Wir hätten dies vor⸗ 
gezogen, der Gefügigkeit des Minifteriums der That den offenbaren 
Einwirkungen der Kreuzzeitungs⸗Partei gegenüber. In unſerem 
Wahl⸗Programm in Nro. 300 dieſer Zeitung haben wir die Ueber⸗ 
zeugung ausgeſprochen, daß weder das Miniſterium, noch die Krone 
ſelbſt an eine mögliche Rückkehr der Zeit glauben kann, wo der Mo⸗ 
narch ſagen durfte: der Staat bin ich! Auch jetzt bleiben wir unſe⸗ 
ret Ueberzeugung treu, wiewohl die von uns erwähnte Partei die 
Hoffnung zu hegen ſcheint, recht bald jene Zeit zurückzuführen. Eins 
zwar müſſen wir mit Bedauern ſagen: Eine conſtitutionelle Ver⸗ 
faſſung haben wir noch nicht, wir befinden uns vielmehr in einem 
kläglichen, zwitterhaften Zuſtande, der ſehr geeignet erſcheint, das 
Land einer neuen Revolution entgegenzuführen. Sollte dieſer letztere 
Fall eintreten, fo iſt es die conſtitutionelle Partei als vermittelnde und 
vertrauende, welche unter demſelben am ſchwerſten wird büßen müſſen. 
Nichts deſtoweniger beherren wir dabei, daß der Wahlſpruch der extre⸗ 
men Parteien: „Wer nicht für uns, iſt wider uns!“ nicht der richtige 
iſt, weder vom menſchlichen, noch vom ſtaatsbürgerlichen Standpunkte 
aus betrachtet. Der Radikalismus nach beiden Seiten hin führt nicht 
zum Heil, weil er einen Vernichtungskampf beider extremen Parteien, 
mithin eine, der Geſittung und Cultur Hohn ſprechende Barbarei be— 
dingt. Wir müſſen es durchaus dahin bringen, daß die Parteien fried⸗ 
lich neben einander wohnen und dies zu erzielen, iſt Sache der Partei 
der rechten Mitte und einer weiſen Staatsregierung. Wolle alſo die 
letztere — wir beſchwören ſie feierlich — ſich aufrichtig der freien Rich⸗ 
tung der Neuzeit hingeben und nicht auf die Einflüſterungen jener 
Finſterlinge lauſchen, welche wahrlich es weder mit der Krone, noch 
mit der Menſchheit wohlmeinen; wolle ſie auch eben ſo wenig zu viel 
Beſorgniß hegen vor der Demokratie, welche in thätliche Oppoſition 
auszubrechen, ſo lange Bedenken tragen wird, als man ſie nicht zum 
Aeußerſten treibt. Letzteres könnte aber leicht der Fall ſein, wenn das 
Miniſterium auf die Annahme der Königl. Propoſitionen beſteht. Was 
toll uns beifpielsweife ein Staatsgerichtshof für politiſche Verbrecher? 
Derſelbe widerſpricht dem verfaſſungsmaͤßigen Grundſatz, daß Nie⸗ 
mand feinem perſönlichen Richter entzogen werden darf; ein folches 
Ausnahmeinſtitut würde] das in manchen Landestheilen leider ſchon 
nicht ſehr feſt begründete Anſehen der Geſchworenengerichte gauz vernichten 
Was ſoll uns eine erſte Kammer mit einer faſt ausſchließlich von der 
Krone ernannten Pairie? Wo haben wir einen Adel, der hinreichende 
moraliſche Feſtigkeit befäße, zum Wohl des Ganzen feine durch die neu 
creirte Pairie aufgefriſchten und vermehrten Privilegien — die an und 
für ſich ſchon verfaſſungswidrig ſind — zu vergeſſen? — Was hat 
Louis Philipp mit ſeiner zahlreich von ihm ernannten Pairie erreicht? 
Hat fie ſich als Stütze des Thrones bewährt, als der Königl. Pallaſt 
unter den donnernden Artſchlägen des entfeſſelten, gereizten Volks 
erdroͤhnte? 

Darum, noch iſt es Zeit einzulenken in die conſtitutionelle Bahn; 
wolle das Miniſterium nicht damit ſäumen, um ſich den Dank nicht 
nur des Volkes, ſondern auch der Krone zu erwerben. Bebt es aber 
hievor zurück, nun fo überlaſſe es einem anderen Kabinette die Ver⸗ 
antwortlichkeit für alle verfaſſungswidrigen Schritte, welche das Be⸗ 
ſtehen auf die 15 Propofitionen nach ſich ziehen muß und welches 
weder unſerem engeren Preußiſchen, noch dem ganzen Deutſchen 
Vaterlande zu Heil und Wohlfahrt gereichen wird! 


Berlin, den 14. Januar. Die letzte Sitzung der geogra⸗ 


. 


vb Geſellſchaft lieferte wieder ſehr intereſſante Mitthellun⸗ 


gen. Die Inſel St. Domingo oder Hayti iſt ein Punkt, der gerade 


in der jüngſten Zeit vielfach die Aufmerkſamkeit auf ſich gezogen, zum 
Theil durch die an's Kindiſche grenzende Nachäffung Napoleons durch 
Herrn Soulouque, jetzigen Kaiſer Fauſtin J. Der Profeſſor Müller 
hielt einen Vortrag über Domingo, in welchem namentlich die Ge⸗ 
ſchichte der Entdeckung, der erſten Europäiſchen Anſiedelungen und der 
weiteren ſtaatlichen Entwickelungen in's Auge gefaßt wurde. — Der 
zweite Vortrag von Dr. Holzapfel berührte einen davon ſehr werſchie⸗ 
denen Gegenſtand, nämlich die Bevölkerungsverhältniſſe Frankreichs. 
Es wurde darin das überraſchende Reſultat mitgetheilt, daß die Le⸗ 
bensdauer des Menſchen in Frankreich ſeit der erſten Revolution jo 
ſehr ſoll zugenommen haben, daß man ſie durchſchnittlich jetzt als dop⸗ 
pelt ſo lang annehmen müſſe, als damals. Dies Reſultat ſollte ſich 
aus genauen ſtatiſtiſchen Angaben ergeben, klingt aber trotz aller Zah⸗ 
len ſehr unwahrſcheinlich. — Der Profeſſor Dove ſprach ſodann über 
den verſchiedenen Maaßſtab, der vom wiſſenſchaftlichen und der vom 
praktiſchen Standpunkt bei Werthſchatzung von Seekarten und dergl. 
anzulegen ſei. — Profeſſor Karl Ritter theilte darauf mehrere aus 
weiter Ferne eingegangene Schreiben mit, in denen intereſſante Beob⸗ 
achtungen niedergelegt waren. Darunter waren auch Briefe von den 
beiden Afrikaniſchen Reiſenden, Dr. Barth und Dr. Overweg, über 
deren nähere Beziehung zur geographiſchen Geſellſchaft ich Ihnen neu⸗ 
lich ſchon Bericht erſtattet habe. Die Briefe waren von dem letzten 
Europäiſchen Stationsorte, von Marſeille. — Die geographiſche Ge⸗ 
ſellſchaft gehört zu den intereſſanteſten gelehrten Geſellſchaften Berlins, 
und iſt vielleicht die beſuchteſte von allen. Sie zählt Mitglieder von 
allen Ständen und Klaſſen; namentlich zahlreich darin find die Ofſi⸗ 
ciere, und auch dieſe von allen Rangabſtufungen, von dem jungen 
Seconde⸗Lieutenant bis zur höchften Generalität, ja bis zu den ers 
lauchten Perſönlichkeiten, denn Se. Königl. Hoheit der Prinz Adalbert 
von Preußen iſt Mitglied der Geſellſchaft, und zwar nicht dem Namen 
nach, ſondern auch ein ſehr fleißiger Beſucher der Sitzungen. Außer⸗ 
dem hat die Geſellſchaft zu Mitgliedern Männer wie Alexander von 
Humboldt, Leopold v. Buch, den Fürſten Pückler Muskau, den 
Schloßhauptmann Grafen Arnim (bekannt durch ſeine „Flüchtigen Be⸗ 
merkungen eines flüchtig Reiſenden“) und faſt alle in irgend einem 
Gebiete der Wiſſenſchaft ansgezeichneten Männer Berlins. 


— Die Tage des 17., 18. und 19. d. M. an welchen der große 
Kongreß des Treu Bundes für König und Vaterland hierſelbſt abge⸗ 
halten werden wird, wozu bereits zahleriche Anmeldungen nicht allein 
aus dem Preußiſchen Staate, ſondern auch aus den Nachbarſtaaten 
eingegangen ſind, laſſen ſchon im Voraus ein für das Vaterland Heil 
bringendes Reſultat erwarten. 

— Ein hieſiger namhafter Polizeibeamter (Polizeirath Hoffrich⸗ 
ter) iſt gegenwärtig auf Reiſen geſchickt, um im Auslande von den 
Einrichtungen der öffentlichen Häuſer Kenntniß zu nehmen. Das 
Bedürfniß ihrer Wiederherſtellung hat ſich hier beſonders aus ſani⸗ 
tätlichen Rückſichten ſo ſehr geltend gemacht, daß mit derſelben 
unverzüglich verfahren werden wird. Zugleich ſoll ein ganz neues 
Reglement erfolgen. Dabei ſcheint man die Erfahrungen des Aus⸗ 
landes benutzen zu wollen. Wie es heißt, würde eine nicht unbedeu⸗ 
tende Zahl von Coneeſſionen in gleichmäßiger Vertheilung auf die 
verſchiedenen Stadtviertel erfolgen, dagegen die Anlage ganzer Stra⸗ 
ßen nicht wieder geſtattet werden. Jedes einzelne Haus erhält ſtrenge 
polizeiliche Aufſicht und überhaupt nur für eine begrenzte Zahl weibli⸗ 
cher Inſaſſen die Erlaubniß. 

— Der hieſige Frauenverein zur Beſchaffung eines vaterländi⸗ 
ſchen Kriegsſchiffes hat eine ſo unermüdliche Thätigkeit entwickelt, 
daß er in Kurzem im Stande ſein wird, den Bau deſſelben beginnen 
zu laſſen. X 
— Die auf heut angeſetzt geweſenen Sitzungen beider Kammern 
find ausgefallen, weil man noch immer in den Kommiſſionen, wie in 
den Fraktionen mit den Rückäußerungen über die Verfaſſung beſchäf⸗ 
tigt iſt. (C. C.) — Wie es ſcheint, würde die Majoriiät der 2. Kam⸗ 
mer geneigt ſein, gegen Bewilligung des unbeſchränkten Steuerbe⸗ 
willigungsrechts, die neuen Verfaſſungsänderungen zu genehmigen; 
die Verfaſſungs⸗Angelegenheit iſt ſomit recht eigentlich in dem Stadium 
des Handelns und Bietens. Heute Vormittag fand ein Miniſterrath 
ſtatt, in welchem über dieſe event. Gegenforderung der Kammern ver⸗ 
handelt worden ſein ſoll. Heute Abend ſoll wieder eine Sitzung 
der Verfaſſungs-Kommiſſion in dieſer Angelegenheit ſtattfinden. 


Berlin, den 14. Januar. (Berl. N.) Anklage⸗Akte gegen 
diejenigen Mitglieder der aufgelöſten National-Verſammlung, welche 
den ſ. g. Steuerverweigerungs-Beſchluß nicht nur mitgefaßt, ſondern 
auch auszuführen verſucht haben. (Schluß.) 

Die vorgetragenen Thatſachen geben einen Belag für die feind⸗ 
ſelige Geſinnung, mit welcher diejenigen Abgeordneten, welche der k. 
Botſchaft vom 8. November ungeachtet, ihre Zuſammenkunft fortge⸗ 
ſetzt, und ſich als „National-Verſammlung“ gerirt haben, in einer 
Reihe von ungeſetzlichen Handlungen insgeſammt gegen die Negie- 
rung verfahren ſind. Ein großer Theil von ihnen iſt aber hierbei 
nicht ſtehen geblieben, ſondern hat ſich zu Handlungen hinreißen laſ⸗ 
ſen, welche nicht bloß als ungeſetzlich, vielmehr geradezu als Verbre⸗ 
chen bezeichnet werden müſſen, und deshalb der ſtrafrechtlichen Ahn⸗ 
dung unterliegen. Als ſolche ſind namentlich anzuſehen: 1) die Ver⸗ 
breitung des in der Sitzung vom 15. November gefaßten Beſchluſſes 
wegen Nichtberechtigung des Miniſteriums zur Verwendung von 
Staatsgeldern und Erhebung von Steuern, ſoweit ſolche in der Ab⸗ 


ſicht erfolgt iſt, das Volk zur Nichtzahlung der Steuern aufzureizen. 


Es liegt hierin der Verſuch eines nach §§. 167. ff. Tit. 20. Th. II. 
des A. L.⸗R. zu beſtrafenden Aufruhrs, denn fie zielte darauf ab, durch 
die zu unterlaſſende Steuerzahlung die Krone, wenn nicht zur Entlaſ⸗ 
ſung des Miniſteriums Brandenburg, ſo doch zur Zurücknahme der 
durch die k. Botſchaft vom 8. November angeordneten Verlegung des 
Sitzes der National⸗Verſammlung von Berlin nach Brandenburg zu 
zwingen. Der $. 167. g. a. O. lautet: „Wer eine Klaſſe des Volkes, 


wenn nämlich eine Klaſſe 
des Volks 1. zuſammengebracht wird, um ſich der Ausführung obrig⸗ 
teitlicher Verfügungen mit vereinigter Gewalt zu widerſetzen, nicht auf 
die zweite hier vorliegende Alternative, wenn von der Obrigkeit etwas 
erzwungen werden ſoll; hier genügt es, daß der Zwang durch Hand⸗ 
lungen einer ganzen Klaſſe des Volks ıc. geübt werden ſoll, wenn dieſe 
Handlungen ſelbſt gleich nicht als gewaltſame zu bezeichnen ſind. Un⸗ 
ter dem im Geſetz erwähnten Zuſammenbringen einer Klaſſe des Volks 
26. iſt aber nicht gerade ein räumliches Zuſammenbringen an demſel⸗ 
ben Orte, ſondern auch die Hinleitung zu Handlungen zu demſelben 
Zweck zu verſtehen, und ein ſolches liegt in der Aufforderung zur 
Steuerverweigerung, ſobald ſie derartig veröffentlicht wird, daß ſie zur 
Kenntniß der Bewohner einer Provinz, einer Stadt oder eines Dor⸗ 
fes gelangt. 2) Die Abfaſſung und Verbreitung der in den eingereich⸗ 
ten Akten befindlichen Proklamation d. d. Berlin den 18. November 
1848, mit der Ueberſchrift: „Preußen!“, welche durch Druck und Li⸗ 
thographie vervielfältigt von den Verfaſſern an diejenigen, der köͤnigl. 
Botſchaft zuwider forttagenden Abgeordneten vertheilt und von dieſen 
verbreitet worden iſt. Die Proklamation lautet wörtlich: Preußen! 
Die National⸗Verſammlung hat gegen die ungeſetzlichen Gewaltmaß⸗ 
regeln des Miniſteriums Brandenburg an das Preuß. Volk appellirt 
und Millionen haben geantwortet. Mit einſtimmigem Jubel hat man 
unſere Beſchlüſſe für die Ehre und Freiheit des Vaterlandes aner⸗ 
kannt. Auch die Krone hat die Volksſtimme aufgefordert, ſich zu er⸗ 
heben. Es iſt geſchehen, und — man ſperrt den König ab vom 
Volte! „Man könne nicht zugeben,“ hat das Miniſterium Branden⸗ 
burg die Stirne, öffentlich zu ſagen, „daß das Gefühl des Königs’ 
weich gemacht werde!!“ Eure Adreſſen werden nicht überreicht, Eure 
Deputationen nicht vorgelaſſen. Der König iſt nicht mehr frei, von 
einer verbrecheriſchen Schaar bewacht, die ihm die Erhebung des gan⸗ 
zen Landes gefliſſentlich verbirgt, um Thron und Vaterland ihren hoch⸗ 
verrätheriſchen Plänen zum Opfer zu bringen. Der Sitzungs Saal, 
die Bürcaur der National⸗Verſammlung ſind zu Wachtſtuben gewor⸗ 
den, unſer Archiv, die wichtigſten Dokumente, darunter über 12,000 
Petitionen aus allen Theilen des Landes, werden von den Soldaten, 
den verblendeten Söhnen des Vaterlandes, zerriſſen, umhergeworfen; 
man hat die Herausgabe dieſer Papiere unſerem Präſidenten wieder⸗ 
holt verweigert. Was ſind dieſen Menſchen die Wünſche, die Rechte 
und Freiheiten von 16 Millionen Preußen! Und wie man Eure 
Petitionen mit Füßen tritt, ſo dringt man mit Bajonetten in die Be⸗ 
rathungen Eurer Vertreter, bricht ohne Scheu die vom Könige ſelbſt 
publicirten Geſetze über den Schuß der perſönlichen Freiheit, das Haus⸗ 
recht, und verhängt Belagerungszuſtand und Standrecht, wo die gehei⸗ 
ligten Perſonen der Abgeordneten tagen. Ein Treubruch, ſo ſcheußlich 
und offenbar, wie ihn die deutſche Geſchichte nicht kennt! Ligen, Ver⸗ 
drehungen aller Art, gehen in amtlichen Erlaſſen in das Land, die 
Zeitungen werden gezwungen, ihnen ihre Spalten zu öffnen, wäh⸗ 
rend man die Stimme der Wahrheit in der Preſſe mit drohen⸗ 
der Gewalt erſtickt. Aber es hat ihnen nichts geholfen! Die 
Nationalverſammlung harrt muthig aus, und die Plätze der Deputir⸗ 
ten, welche pflichtwidrig und feig ihren Poſten verlaſſen haben, füllen 
ſich von Tag zu Tag, indem die Stellvertreter von ſelbſt herbeeilen, 
um an der Ehre und an der Gefahr dieſer Tage Theil zu nehmen. 
Wenn die über uns verhängte rohe Gewalt auch eine koſtbare Zeit von 
Tagen und Wochen raubt, welche bei unſeren dringenden Arbeiten 
zum Wohl des Volkes hätten verwendet werden können; ſo hat man 
uns doch nicht abzuhalten vermocht, den Kampf gegen die brutale Ge⸗ 
walt mit allen uns zu Gebote ſtehenden Mitteln zu fuͤhren. Die An⸗ 
klage des Minifteriı wegen Hochverraths iſt eingeleitet und demſelben 
die Verwendung der Staatsgelder und die Erhebung der Steuern durch 
einſtimmigen Beſchluß vom 15. November unterſagt. So haben wir 
das letzte parlamentariſche Mittel erfchöpft. An dem Volke iſt es, 
unſere Beſchlüſſe auszufuͤhren. Berlin, den 18. Nov. 1848. Der 
Abgeordnete des Kreiſes. Die Schlußworte der Proklamation enthal⸗ 
ten einen deutlichen Aufruf an das Volk zur Steuerverweigerung, 
und ſonach liegt in der Abfaſſung und Verbreitung dieſer Proklama⸗ 
tion gleichfalls der Verſuch zur Erregung eines nach §. 167. Thl. 2. 
Tit. 20. des A. L. R. ſtrafbaren Aufruhrs. Gegen diejenigen Mit⸗ 
glieder der aufgelöften Preuß. National⸗Verſammlung, welche den vor⸗ 
gedachten Steuerverweigerungs-Beſchluß vom 15. November 1848 
in der Abſicht und zu dem Zwecke, demſelben Folge zu verſchaffen, 
und dadurch die Krone zur Entlaſſung des Miniſteriums Brandenburg, 
reſp. zur Zurücknahme der angeordneten Verlegung des Sitzes der 
National⸗Verſammlung von Berlin nach Brandenburg zu zwingen, 
verbreitet haben, ſo wie gegen diejenigen, welche ſich an der Abfaſſung 
und Verbreitung der Proklamation vom 18. Nov. 1848 zu gleichem 
Zwecke und in gleicher Abſicht betheiligt haben, wird die gegenwärtig 
Anklage gerichtet und ausdrücklich bemerkt, daß die bloße Theilnahme 
an den Sitzungen und Beſchlüſſen der ungeachtet der Königl. Botſchaft 
vom 8. Nov. 1848 forttagenden Abgeordneten, namentlich am Steu⸗ 
erverweigerungs⸗Beſchluſſe zum Gegenſtand der Anklage nicht gemacht 
wird. Diejenigen Abgeordneten, welche es unternommen haben, den 
ſogenannten Steuerverweigerungsbeſchluß im Lande zur Ausführung 
zu bringen, können auf die ihnen im $. 1. des Geſetzes vom 23. Juni 
1848. (Geſetzſ. 1848. S. 157 ) zugeſicherte Unverantwortlichkeit ſich 
nicht berufen, weil dieſe ſich nur auf ihre Abſtimmungen, ausgeſpro⸗ 
chenen Worte und Meinungen in ihrer Eigenſchaft als Abgeordnete, 
nicht auf alle anderweiten Handlungen bezieht, welche ſie während 


ihres Amtes als Abgeordnete begehen. Hinſichts dieſer find fie gleich 
den übrigen Staatsbürgern dem Geſetze verantwortlich. 

Es find für die Verhandlungen dieſes Monſtre⸗Prozeſſes vierzehn 
Tage beſtimmt. Vorausſichtlich werden dieſe Tage mit den Reden 
der Angeklagten und deren Vertheidiger allein ausgefüllt werden, da 
die Zahl der Belaſtungszeugen wenigſtens eine ſehr geringe iſt. Der 
Schwurgerichtspräſident für dieſe Verhandlungen iſt noch nicht ers 
nannt. Die Anklagen ſind bereits ſämmtlichen Angeklagten zugegangen. 


— (Bresl. Ztg.) Seit vorgeſtern hat ſich im Weſentlichen in 
der Verfaſſungsfrage nichts geändert. Jedenfalls ſcheint feſtzuſtehen, 
daß der geſtrige Miniſterrath dem Könige gegenüber erfolglos gewe⸗ 
fen iſt. Der Centralausſchuß der erſten Kammer dürfte übrigens heute 
mit ſeinen Arbeiten fertig werden, und die Plenarberathung iſt da⸗ 
nach vielleicht am Donnerſtag oder am Freitag zu erwarten. — Am 
vorgeſtrigen Nachmittag hielt die Verfaſſungs⸗Kommiſſion der zweiten 
Kammer ihre Sitzung, an welcher ſich das Miniſterium in den Perſo⸗ 
nen der Herren v. Brandenburg, v. Manteuffel, Simons 
und v. d. Heydt betheiligte. Graf Brandenburg entwickelte in einem 
längeren Vortrage die bekannte Anſicht, daß es unmöglich ſei, bei der 
Stellung Preußen's im Europäiſchen Staatenſyſtem die Vortheile einer 
ſtarken centraliſirten Verwaltung aufzugeben, wie dies geſchaͤhe, wenn 
man der zweiten Kammer das Steuerbewilligungs recht einräume. Das 
konſtitutionelle Syſtem ſei in dieſer Beziehung nur in England konſe⸗ 
quent durchgebildet worden, und habe dort, wo man gewöhnt ſei, 
einen auswärtigen Feind nicht zu fürchten, durchgebildet werden kön⸗ 
nen, allein in Preußen, wo man immer mit der Hand am Schwerte 
auf der Wacht ſtehen müſſe, da könne es die Regierung nicht darauf 
ankommen laſſen, daß ihr die Volksvertretung hemmend in den Weg 
trete. Das Beachtenswerthe hierbei war, daß das Miniſterium ſelbſt 
eine konſequente konſtitutionelle Entwickelung mit der Weltſtellung 
Preußens unvereinbar zu halten ſchien — eine Anſicht, die 
von der Kommiſſion nicht ohne tiefen Eindruck vernommen ward. 
Die Kommiſſion glaubt mit ihren Berathungen morgen Abend fertig 
zu werden. Der von ihr ernannte Berichterſtatter, Herr Simſon, be⸗ 
arbeitet den erſten Theil des Berichts heute, ſo daß er bis morgen 
gedruckt ſein kann, und den morgen Abend zu berathenden Schluß 
am Dienſtag, ſo daß er am Mittwoch in die Hände der Abgeordne⸗ 
ten gelangt. Da jedoch dieſen zur Erwägung deſſelben drei Tage 
Zeit gelaſſen werden muß, ſo würde danach in der zweiten Kammer 
die Berathung nicht vor dem künftigen Sonnabend ſtattfinden können. 
Wir brauchen nicht erſt hinzuzufügen, wie aus dieſem Allem hervor⸗ 
geht, daß unſere ſchon vorgeſtern geäußerten Anſichten bis jetzt noch 
durch nichts widerlegt ſind. Die Krone dürfte ſchwerlich neue Con⸗ 
ceſſionen machen. Dann werden die Vorlagen verworfen, das Mi⸗ 
niſterium tritt ab, es folgt ein Kreuzzeitungs⸗Miniſterium und damit 
unausbleiblich eine abermalige Kammerauflöſung. Wir entſchlagen 
uns ſogar je länger immer weniger der Anſicht, daß dieſer ganze 
Plan, als ein wohlerwogener, längſt fertig lag. Haben wir Un⸗ 
recht, wir werden die Erſten ſein, es zu bekennen. 


Berlin, den 15. Jan. (Conſt. Ztg.) Bei den von verſchiedenen 
Seiten her laut werdenden Klagen über die Concurrenz, welche dem 
Handwerkerſtande durch die Fabrikation in den Strafanſtal⸗ 
ten gemacht wird, laſſen ſich ſehr häufig Stimmen vernehmen, die 
eine Beſchäftigung der Gefangenen mit Arbeiten der Garten- und 
Felbwirthſchaft anempfehlen. Dabei ſcheint von der Vorausſetzung 
ausgegangen zu werden, als ſei das bisher noch nicht — j In 
der Berathung der Kommiſſion der zweiten Kammer für Handel und 
Gewerbe iſt Seitens der Regierung darauf hingewieſen worden, daß 
eine derartige Verwendung der Sträflinge ſchon ſeit 1845 grundſätz⸗ 
lich ſtattfinde. Namentlich geſchehe dies in den Anſtalten zu Warten⸗ 
burg, Rawicz, Brieg, Brandenburg, Sonnenburg, Lichtenburg, Halle, 
Werden, in größerer Ausdehnung aber zu Herford, Münſter, Nau⸗ 
gard und Inſterburg. Nichts deſto weniger wird aber doch der größte 
Theil der Sträfliige ſtets in anderer Art beſchäftigt werden müſſen, 
und namentlich mit Weberarbeiten. Um hierbei indeß örtliche Ver⸗ 
hältniſſe möglichſt berückſichtigen zu können, wird die Regierung ſich 
in der Wahl der einer Strafanſtalt zuzuweiſenden Arbeitszweige durch 
die gutachtlichen Aeußerungen des nächſten Gewerberathes leiten laſ⸗ 
ſen. — Nachdem durch Königlichen Erlaß vom 21. v. M. beſtimmt 
worden, daß der Präſident des Breslauer Conſiſtoriums, Herr von 
nechtritz, die Direktorial⸗Geſchäfte bei den Abtheilungen für die in⸗ 
neten und äußeren evangeliſchen Kirchenangelegenheiten im Cultus⸗ 
Miniſterium wahrnehmen ſoll, iſt der Ober⸗Praͤſident von Schleſien, 
Hr. v. Schleinitz, einſtweilen und bis auf weitere Beſtimmung, kom⸗ 
miſſariſch mit der Wahrnehmung der Präſidial⸗Geſchäfte bei dem Con⸗ 
ſiſtorium beauftragt worden. — Vor dem Ausbruch der letzten Cho⸗ 
lera⸗Epidemie erging auch hier an die Wundärzte zweiter Klaſſe, Sei⸗ 
tens des Polizei⸗Präſidiums, das gewöhnliche Rundſchreiben über die 
An⸗ und Abmeldung der Cholera⸗Kranken u. ]. w. Darauf hin er⸗ 
gab es ſich, daß Wundaͤrzte auch Cholerakranke behandelt. Das Po⸗ 
lizei⸗Präſidium ſah ſich darauf veranlaßt, den Wundärzten die Behand⸗ 
lung zu verweiſen, worauf ſich die Wundärzte an das Miniſterium 
der Unterrichts⸗ und Medizinal⸗Angelegenheiten wandten. Das Mi⸗ 
niſterium verfügte nun, daß zur Zeit von Epidemieen auch die Wund⸗ 
ärzte zweiter Klaſſe in Nothfällen Kranke ſollten behandeln können. 
Dies würde die Medizinal⸗Reform⸗Maaßregeln weſentlich beſtimmen 
und von der bisherigen Praxis durchaus abweichen. — Bei einem 
hieſigen ſehr bedeutenden Handelshauſe gelangte kürzlich der Auftrag 
von Außen hierher, auf telegraphiſchem Wege nach Frankfurt a. M. 
den Verkauf von Papieren aufzugeben. Umgehend erfolgte der Be⸗ 
ſcheid, daß das dortige Haus, dem Auftrage gemäß, die Papiere 
eingekauft habe. Die Beſtürzung war groß], der Telegraph hatte ſich 
geirrt. Glücklicherweiſe war durch das Qui pro Quo des Telegra⸗ 
phen nicht nur kein Schaden geſchehen, ſondern noch Gewinn erzielt 
worden. Es fragt ſich nun, wer, wenn der Zufall nicht ſo glück⸗ 
lich geſpielt, für den Verluſt hätte aufkommen müſſen, zumal doch 
eine Regreßklage unvermeidlich geweſen wäre? — In einer geſtern 
a Kor Verſammlung einer ſogenannten freien Gemeinde erregte 
das Erſcheinen eines ſehr bekannten pietiſtiſchen Geiſtlichen, der ſich 
in ſeiner Weiſe an den Debatten der Verſammlung zu betheiligen 
verſuchte, einen ſolchen Tumult, daß die Polizei die Verſammlung 

öfen zu müſſen glaubte. — Vor dem Schwurgerichte wurden heute 
zwei Diebſtahlsſachen verhandelt. In dem einen Falle ſtand eine alte 
Frau wegen vierten Diebſtahls vor den Schranken. Kaum aus 
der Strafanſtalt entlaſſen, hatte ſie ſich wieder zu demſelben Verbrechen 
verführen laſſen und ein Bund Schlüſſel, von geringem Werthe, ge⸗ 
ſtohlen. Die Geſchworenen ſprachen das „Schuldig“ und der Ge⸗ 
richtshof eine lebenswierige Zuchthausſtrafe aus. Bei der Verkündi⸗ 


gang des Urtheils fiel die Angeklagte in Ohnmacht und mußte aus 
Saale getragen werden. 


Zu gleicher Zeit hörte man aus dem 
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Zuhörerraume einen durchdringenden Schrei, der von der Tochter der 
Verurtheilten herrührte. 

— (Berl. N.) Die Nachricht, daß der Appellationsgerichts⸗Prä⸗ 
ſident v. Gerlach in Magdeburg zum Chef-Präſidenten des hieſigen 
Appellationsgerichts in Vorſchlag gebracht worden ſei, und daß au 
ſeine Stelle der Präſident Wenzel aus Ratibor nach Magdeburg und 
der Präfident v. Srtampff von hier nach Ratibor verſetzt werden ſolle, 
iſt, wie aus glaubwürdiger Quelle verſichert wird, völlig unbegründet. 
Ebenſo unrichtig iſt es, daß neuerdings fünf richterliche Beamte aus 
politiſchen Rückſichten ihres Amtes entlaſſen worden ſeien; die fünf 
Juſtizbeamte, auf welche ſich dieſe Mittheilung bezieht, ſind, wie die 
letzte Nummer des Juſtiz-Miniſterialblattes ergiebt, Referendarien, 
alſo keine richterliche Beamte, ſondern ſolche, die es erſt werden wollen. 
Ihre Entlaſſung aus dem Juſtizdienſt iſt dem Vernehmen nach auf 
den Antrag des vorgeſetzten Appellationsgerichts in Halberſtadt, und 
zwar in Folge tadelhafter Führung und begangener ſtrafbarer Vers 
gehen, auf Grund des 8. 91 der Verordnung vom 11. Juli v. J. er⸗ 
folgt. — Die in Preußen gegenwärtig beſtehenden 400 conſervativ⸗ 
conſtitutionellen Vereine haben ſich bereits gegen die unbedingte eu 
bloc- Annahme des Reichsverfaſſungs⸗Entwurfs vom 26. Mai v. J. 
erklärt. In Weſtphalen und der Rheinprovinz iſt die politiſche Thätig⸗ 
keit jetzt weniger, als ſonſt, rege. Die erſtere Provinz war auf dem 
am 7. und 8. d. hier gehaltenen Congreß conſervativ⸗conſtitutioneller 
Vereine gar nicht, die letztere nur durch den Duisburger Verein ver- 
treten. — Aus mehreren Landestheilen lauten die Berichte dahin, daß 
die Landleute nur ſchwer zum Wählen nach Erfurt zu bewegen ſein 
würden. Viele haben erklärt, daß ſie dies nur auf den 2 — 
Wunſch des Königs thun würden. — Am 12. d. M. Abends ſah ſich 
der zur Beaufſichtigung einer demokratiſchen Verſammlung in dem 
Locale Schönhauſer Allee Nr. 156 commanditte Polizeibeamte veran⸗ 
laßt, dieſe wegen aufreizender Aeußerungen eines Vortragenden auf⸗ 
zulöſen und zum Auseinandergehen aufzufordern. Bei der Entfernung 
aus dem Lokal, unmittelbar vor demſelben, wurde dieſer und ein zıveis 
ter Beamter plötzlich umringt, ihm der Mantel abgeriſſen, der Hut 
vom Kopfe geſchlagen und der Säbel entwunden. Sodann ſchlug man 
unter dem Rufe: „haut ihn todt“, mit Knüppeln und Stöcken auf ihn 
ein, ſo daß das Blut über den Kopf lief. Der Vorſitzende dieſer Ver⸗ 
ſammlung, die derartiges im Gefolge hatte, war der ehemalige Pro⸗ 
feſſor am Joachimsthalſchen Gymnaſium, Krüger. — Auch in der 
Verſammlung der demokratiſchen Partei des 90). Bezirks, unter Vorſitz 
des Dr. med. Storch, ging es an demſelben Abende etwas ſtürmiſch 
her. Die Debatte drehte ſich indeß hier nur um die Wahl des Vor⸗ 
ſitzenden, und es wurden der Schuhmacher Rappoldt zum erſten Prä⸗ 
ſidenten, und der Dr. Storch zum Vice-Präſidenten wieder gewählt. 
— Bei einer Schlägerei zwiſchen Soldaten in der Johannisſtraße 
ward vorgeſtern Abend einem Musketier durch einen Saͤbelhieb eine 
ſehr erhebliche Kopfverletzung beigebracht. — Vorgeſtern früh gerieth 
m ſogenannten Inſel-Actienſpeicher an der Fiſcherbrücke eine mit 
Phosphor gefüllte Kiſte in Brand. (Vergl. Wien, die neue Erfindung.) 

Breslau, den 13. Januar. Die wichtigſten conſtitutionellen 
Organe der Provinz, die „Breslauer“ und „Schleſiſche Zeitung“ ſpre⸗ 
chen ſich geftern und heute wenig günſtig über die neue k. Botſchaft 
aus. — Nach der „N. Od.⸗Itg.“ hat das Appellationsgericht unge⸗ 
fähr 30 Maiangeklagte außer Anklagezuſtand geſetzt. Nach demſelben 
Blatte hat der Magiſtrat den bisher der deutſch⸗katholiſchen Gemeinde 
bewilligten Zuſchuß abgelehnt. — In Liegnitz iſt vorgeſtern der zweite 
Redakteur der „Sileſia,“ Becker, von den Geſchworenen freigeſpro⸗ 
chen worden. — Im Oelſer Kreiſe mußten mehrere Lehrer wegen ihrer 
demokratiſchen Geſinnung von dem Landrath verwarnt werden. 

Ratibor, den 13. Jan. (Bresl. Ztg.) Montag den 2. d. M. 
beginnt die dritte Sitzungsperiode des hieſigen Schwurgerichts, dem 
wiederum Kreisgerichtsdirektor Grothe präſidiren wird. Die Sitzung 
ſelbſt wird an 14 Tage dauern und mehrere recht ſehr intereſſante Fälle 
vorführen. Es kommen namentlich vor: Anklagen wegen Majeſtäts⸗ 
Beleidigung, Erregung von Mißvergnügen gegen die Regierung, Be— 
leidigung gegen Beamte mit Bezug auf ihr Amt, Auflauern und In⸗ 
ſultirens auf öffentlicher Straße, Straßenraub, Todtſchlag, zweiten 
gewaltſamen Diebſtahls, vorfäglicher Brandſtiftung, und wegen Aten 
Diebſtahls. 

In dieſen Tagen kauften mehrere Gutsbeſitzer aus dem Großher⸗ 
zogthum Poſen aus einer benachbarten, berühmten Schaf heerde Stähre 
und Muttern. Ein Pächter, in der Schafzucht ein Neuling, hatte 
die Gutsbeſitzer begleitet und verſpürte auch die Luſt, ſeine Heerde zu 
verbeſſern, nur ging es ihm um die Ausgaben. Er nahm deshalb 
den Beſitzer der Schafheerde bei Seite, ſagte ihm ſeinen Wunſch und 
meinte, er wolle wenigſtens ein Mutterlamm kaufen, um doch einen 
Anfang zur Bildung einer Stammheerde zu machen. Er hatte die 
Freude, daß der Gutsbeſitzer ihm unter Lachen das gewünſchte Lamm 

enkte. 
— Woiſchnik, den 5. Januar. Am geſtrigen Tage iſt ein Mann 
von hier, der Abends nach der kaum 3 Meile entlegenen Kolonie 
Glaſowka einen Gang machte, auf dem Rückwege — da er irre ges 
gangen war — erfroren. Derſelbe hinterläßt eine zahlreiche Familie 
in großem Elende. (Bresl. 3.) 
j Oeſterreich. 

LNB Wien den 13. Januar. Nach Mantua haben in letzter Zeit 
große Truppenmärſche und von dort weiter ſtattgefunden; F.⸗Z.⸗M. 
d'Aspre verweilte dort einige Tage und reiſte ſodann mit feinem Ge- 
neralftabe nach Padua. — In Venedig iſt die Thätigkeit im Ge⸗ 
ſchäftsverkehr noch immer ſehr beſchränkt. Die Aufhebung des Frei⸗ 
hafens iſt den ausländiſchen Manufaktur⸗, Quincaillerie- und Ko⸗ 
lonialwaaren ſehr nachtheilig und man fürchtet, daß viele Kaufleute, 
deren Intereſſe daran geknüpft iſt, Venedig verlaſſen werden. — Das 
einzige polniſche politiſche Journal in Galizien, der „Czas“ adoptirt 
die Ideen Palaczky's. Die Centraliſationsgedanken der „öſterreichi⸗ 
ſchen Reichsztg.“ werden vom „Czas“ für modernen Despotismus er⸗ 
Härt. — Die Schneeverwehungen im Adelsberger Kreiſe find fo groß, 
daß die Truppentransporte von und nach Italien vor der Hand ein⸗ 
geſtent bleiben. — Aus Ungarn wird über Vermehrung der Raub⸗ 
thiere geklagt, und dieſelbe dem Mangel an Waffen beigemeſſen; na⸗ 
mentlich iſt es in der Umgegend von Preßburg, wo ſich Wölfe zeigen. 
— Correſpondenzen aus Brünn ſagen, daß Auftritte, die ſich immer 
haufiger unter dem Landvolke ergeben, tiefe Blicke in die bisherige 
Verwahrloſung des größten Theils der Landbewohner in Bezug auf 
Sitte und Moralität geſtatten. Als dringendes Bedürfniß erweiſt ſich 
daher ſchleunige Organiſation und hinreichende Dotirung der Primär- 
ſchulen, da dieſe auf eine beſſere Bildung des Ackerbauers hinwir⸗ 
ken können. 

— Den 14. Januar. Aus Bosnien wird gemeldet, daß man 
dort, namentlich in Trawnik, öffentlich davon ſpreche, daß es im 
Frühjahr zum Kriege zwiſchen der Pforte und Oeſterreich kommen 


würde. — Der evangeliſche Pfarrer von Oroſzhaga, Paul B 
wurde, da er unterlaſſen, ein Rundſchreiben 5 K Fe en 
ber Kanzel zu verkünden, ſeines Amtes entſetzt. Die Proteſtanten 
bemerkt die „Preßburger Zeitung“, haben es wirklich nicht verſchuldet, 
daß man mit ihnen ſo kurzweg verfahre. Haben ſie doch in Kirchen 
und Schulen ihre eigenen Vorrechte; — allein ſo weit man von der 
Sache unterrichtet iſt, läßt man ihnen die Verordnungen nicht auf 
gewohntem Wege durch ihre eigenen Organe zukommen. — Es heißt, 
daß der ehemalige Vice-Geſpan von Peſth, Paul v. Npari, zu mehr 
jähriger Feſtungsſtrafe verurtheilt werden ſoll. — Für die erſten ſechs 
Vorſtellungen des „Propheten“ ſind bereits alle Logen und Sperrſitze 
vergeben. Der Chor dieſer Oper wird auf 40 Männer und 30 Da⸗ 
men vermehrt. Die Atteliers aller Dekorationsmaler in Wien ſind 
für dieſelbe in Requiſition geſetzt und man fehlägt den Koſtenaufwand 
für die Inſceneſetzung auf 20,000 Fl. C. M. an. Meyerbeer wird zur 
Direktion der erſten Vorſtellungen ſchon zu Ende nächſter Woche erwar⸗ 
tet. — Die Eröffnung der Prag⸗Dresdner Eiſenbahn wird dem 
Vernehmen nach im Monat April d. J. ſtattfinden. — Der hieſige 
Profeſſor Schröter machte eine Erfindung, wodurch der leicht ent⸗ 
zundliche Phosphor in einen völlig indifferenten, erſt bei ſehr hoher 
Temperatur entzündlichen Körper verwandelt wird. (vergl. Berlin.) 
Großbritanien und Irlan \ 
„London, den 9. Jau. (Köln. Itg.) In einer geſtern im Schloſſe 
zu Windſor von der Königin abgehaltenen Geheimraths⸗ Sitzung iſt 
die weitere Prorogation des Parlaments vom 16. bis auf den 31.04. 
nuar beſchloſſen worden. Eine Königl. Proklamation fordert die Par, 
laments-Mitglieder auf, ſich an dem genannten Tage zu verſammeln 
um ihre Geſchäfte zu beginnen. — Die Zeitungen melden den geſtern 
in London erfolgten plötzlichen Tod des durch ſeine Werke für den Ue⸗ 
berland⸗Weg nach Indien bekannten Lieutenants Waghorn. Der 
Verſtorbene war erſt am Weihnachtstage aus Malta, wo er ſich einige 
Zeit ſeiner Geſundheit wegen aufgehalten hatte, zurückgekehrt & 
hat nur das 49. Jahr feines Alters erreicht. Seine urſprünglich ei- 
ſerne Gouftitution ſoll namentlich durch Sorgen, welche ihn in Folge 
von Geldverlegenheiten drückten, zu Grunde gerichtet worden fein 
In der Anzeige ſeines Todes in der, Times“ leſen wir: „Abgeſehen 255 
den Hauptvorfällen feiner Lebensgeſchichte, welche mit der Indiſchen 
Ueberland-⸗Unternehmung, die feinen Namen als den eines der röß⸗ 
ten praftifchen Wohlthäter der Menſchheit in unſerem Zeitalter un⸗ 
ſterblich macht, zuſammenhängen, war ſeine Laufbahn eine äußerſte 
merkwürdige, voll der merkwürdigſten Wechſelfälle und reich an Cha⸗ 
rakterzuͤgen, welche in jeder Hinſicht ein dauerndes Andenken verdienen.“ 
London den 11. Januar. Der vierte der politiſchen 
Briefe über Deutſchland von Germanieus enthalt u. A. Fol⸗ 
gendes: „Die politiſche Wichtigkeit der gegenwärtigen Frank 158120 
Kommiſſton iſt beſchränkt, und dies aus dem einfachen Grunde 
weil in der Beſchränkung die Bedingung ihrer Dauer liegt. Ihre 
Wichtigkeit darf jedoch deshalb nicht unterſchätzt werden. Jede politi⸗ 
ſche Maſchinerie zur Erhaltung des Friedens iſt ein treffliches Ding; 
und hier handelt es ſich um den Frieden von 70 Millionen im Her en 
Europas. Die Frautfurter Kommiſſion iſt zur Stunde das an e 
geſetznaßige Organ, welches von allen Gliedern des alten B 50 
don 1815 anerkannt iſt, und es iſt ſchon Viel für Deutjchland. 15 
Curopa, daß überhaupt ein ſolches Organ da iſt. Was A; 
Deutſchland betrifft, ſo kann ſie, wenn ſie ſich innerhalb ihrer Bee 5 
niſſe hält, nicht vielen Schaden thun; zwei auseinandergehende Bar, 
teien, Oeſterreich und Preußen, müſſen für jeden vorzunehmenden Akt 
übereinſtimmen. Wie gut das iſt, geht ſchon daraus hervor, daß die 
Kommiſſion nicht wie der durch Oeſterreich von 1815— 18 geleitete 
Bundestag der große Kerkermeiſter Deutſchlands, der mächtige Vertil⸗ 
ger konſtitutloneſler Freiheit fein kann. Ueberdies kommt dadurch die 
deutſche Frage zur endlichen Loſung. Jene Kommiſſton iſt eine feier⸗ 
e ea db den nonſmatlon, daß Oeſterreich und 
3 Hoſſen ſind, Frieden zu halten i ) 
dem übrigen Deutſchland und das ae ni 1 
— Auf alle Fälle iſt jetzt eine Stelle geſchaffen, welche zu unterſuchen 
hat, was aus den 6 oder 7 Millionen Thalern geworden iſt, die das 
„Frankfurter Reichs⸗Miniſterium“ verausgabt hat für alte und neue 
Kauffahrteiſchiffe, Ausrüſtung von Kriegsſchiffen und Ankauf ameri⸗ 
kaniſcher Dampfer mit ſchlechten Maſchinen. Das ſind ſchon beträcht⸗ 
liche Vortheile, und gewiß auch dauernde, wenn nicht mehr verſucht 
wird, und vor Allem, wenn man nicht etwa darauf ausgeht, die 
plumpeſte und diskreditirteſte politiſche Mafchinerie des modernen Eu⸗ 
ropa's wiederherzuſtellen. Der Beſtand jener Kommiſſion iſt der beſte 
Riegel gegen jeden Verſuch, von Weſten oder von Oſten, den Fort⸗ 
ſchritt Deutſchlands zur nationalen Unabhängigkeit und konſtitutionel⸗ 
len Freiheit zu hemmen. Wir glauben keineswegs, daß man mit einem 
derartigen Verſuche jetzt umgehe, noch wird Frankreich oder Rußland 
etwas Feindliches unternehmen, wenn die deutſchen Regierungen ihre 
Pflicht thun. Lächerlich war es ſchon 1847, die Schweiz poloniſiren 
zu wollen; das Werk deutſcher Wiedergeburt jedoch ſtören zu wollen 
wäre geradezu Wahnſinn. — Gewiſſe deutſche Kabinette ſollten doch 
auch nachgerade jetzt aufhören, fremde Mächte zu beläftigen und den 
deutſchen Namen zu beſchimpfen durch Anrufung fremder Intervention 
und „Schutzes“ à la Napoleon. Was fie indeß auch thun mögen 
Frieden wird gehalten werden innerhalb des Bundes unter den ver⸗ 
einigten Auſpizien Oeſterreichs und Preußens und der Beiſtimmung 
der anderen Staaten, zur Genugthuung aller europäiſchen Mächte. 
— Mit dem J. Mai d. 3. erliſcht die Gewalt der Kommiſſion; die 
Prorogirung wird aber keine Schwierigkeiten machen, wenn jene ihre 

Grenzen nicht zu überſchreiten ſucht.“ 
Rußland und Polen. 

St. Peters burg, den 6. Januar. (Hour. de St. Petersb.) 
Die verderblichen Lehren, welche in dem ganzen weſtlichen Europa 
Unruhen und Aufſtände herbeiführten, und die Ruhe und das Glück 
der Nationen vollftändig zu vernichten drohten, haben unglücklicher⸗ 
weiſe einen, wenn auch ſchwachen Wiederhall in unſerm Lande ge⸗ 
funden. Aber in Rußland, wo ſich der Glaube, die Liebe zum Mo⸗ 
narchen, und die Hingebung für den Thron, gegründet auf den Cha⸗ 
rakter der Nation, unerſchütterlich in allen Herzen erhalten haben 
hätten die böͤswilllgen Abſichten einer Handvoll vollkommen unbedenu⸗ 
tender junger und zum größten Theil von aller Moralität entblößter 
Menſchen, welche von der Möglichkeit, die heiligſten Rechte der Reli⸗ 
gion, des Geſetzes und Eigenthums mit Füßen treten zu können 
träumten, nur dann eine gefährliche Entwickelung annehmen können, 
wenn die Wachſamkeit der Regierung das Uebel nicht in ſeinem An⸗ 
fang entdeckt hätte. Aus der Unterſuchung geht hervor, daß eine Zah 
junger Leute, die Einen wirklich verderbt an Herz und Geiſt, Andere 
Opfer tückiſcher Einflüſterungen, eine geheime Geſellſchaft gebildet 
hatten, deren Zweck es war, unſere politiſche Organiſation umzuſtür⸗ 
zen, um eine andere nach ihrer Art, welche nichts weitet als Anarchie 


geweſen wäre, an die Stelle zu ſetzen. Schmähungen, verwegene An⸗ 
ſchläge gegen die geheiligte Perſon des Kaiſers, Darſtellung der 
Handlungen der Regierung in einem ganz falſchen Lichte, das war 
das Programm dieſer Vereinigung, das waren die Fragen, welche 
man verhandelte, indem man den Augenblick, dieſe unheilvollen 
Pläne ins Werk zu ſetzen, erwartete. Auf Befehl Seiner Maje⸗ 
ſtät des Kaiſers wurde eine Unterſuchungs⸗Commuſſion niedergeſetzt. 
Nachdem dieſelbe, nach 5monatlichen ſorgſamen Nachforſchungen, ih⸗ 
ren Bericht erſtattet hatte, geruhte Se. Maj. allen den Perſonen, 
welche durch Zufall oder aus Unbeſonnenheit in das ſtrafbare Com⸗ 
plot hineingezogen worden waren, eine volle Amneſtie zu gewähren. 
Was die wahren Schuldigen betrifft, ſo wurden fie von einer Mili⸗ 
tair-Commiſſion gerichtet, deren Entſcheidung von dem General⸗Audi⸗ 
toriat geprüft, die Angeklagten des Complots zum Umſturz der beſte⸗ 
henden Geſetze und der ſtaatlichen Ordnung des Kaiſerthums für 
ſchuldig erklärte und ſie zum Tode durch Erſchießen verurtheilte. N Es 
ſind deren 21, nämlich: (folgen die Namen. Es ſind ein Capitain 
des 2. Gard.⸗Reg., mehrere Lieutenants, niedere Beamten, Lehrer und 
Studenten.) Nachdem Se. Maj. von dem Bericht des General-Au⸗ 
ditoriats Kenntniß genommen, geruhte er ſeine Aufmerkſamkeit auf die 
Umſtände zu wenden, welche eine Milderung des Urtheils herbeifüh⸗ 
ren könnten, und befahl, in Folge deſſen, daß der Richterſpruch den 
21 Verurtheilten vor den verſammelten Truppen verleſen, und ihnen, 
nachdem alle Vorbereitungen der Todesſtrafe getroffen wären, ange⸗ 
kuͤndigt werden ſolle, daß ihnen der Kaiſer das Leben ſchenkt, und daß 
fie an Stelle der ausgeſprochenen Todesſtrafe aller ihrer bürgerlichen 
Rechte für verluſtig erklärt, und nach Maßgabe ihrer verſchiedenen 
Schuldbarkeit zur Zwangsarbeit in die Minen, oder in die Feſtungen 
verurtheilt, oder nach längerer oder kürzerer Haft in die Armee einge⸗ 
reiht werden ſollen. 

Kaliſch, den 8. Januar. (C.⸗B. a. B.) Reiſende, welche aus 
Warſchau hier angelangt ſind, haben die Nachricht mitgebracht, daß 
man in der Hauptſtadt, inſofern es ſich dort über Politik nur lispeln 
läßt, der Anſicht iſt, daß die gegenwärtigen Verwickelungen mit der 
Türkei noch nicht ganz ausgeglichen ſind. So viel ſcheint feſt zu ſtehen, 
daß im Falle eines Krieges, die tuſſiſche Flotte auf dem ſchwarzen 
Meere den vereinigten Flotten der Türken, Franzoſen und Engländer 
nicht würde widerſtehen können, und dieſer Umſtand iſt vielleicht die 
Urſache, daß bis jetzt der Kaiſer ſeine Kriegsluſt noch immer einiger⸗ 
maßen zu moderiren wußte, denn eine verlorene Seeſchlacht wuͤrde 
Rußland für langere Zeit aus der Liſte der europäiſchen Seemachte 
ſtreichen. \ 

Amerika. 

Der Poſt⸗Dampfer „Hibernia“ hat Nachrichten aus New- Mork 
bis zum 26. Deebr. gebracht. Ueber den Inhalt der Botſchaft des 
Präfidenten bemerkt der „New Mork Herald“ Folgendes: „Wir haben 
endlich die erſte Botſchaft des Generals Taylor. In manchen Bezie⸗ 

ungen wird ſie zu merkwürdigen Erörterungen Anlaß geben. Sie 
iſt mit Einſicht abgefaßt und unterſcheidet ſich von den Botſchaften 
aller früheren Präſidenten ſeit Gründung der Regierung. Die her⸗ 
vorſpringenden Begebenheiten in der Geſchichte der Republik während 
des letzten Jahres werden kurz und ruhig berichtet, ohne beſondere 
Kraft und Energie in Sprache und Ausdruck. Ueber die Mißgriffe 
des Herrn Clayton geht die Botſchaft mit einer gewiſſen Geſchicklich⸗ 
keit hinweg, aber in einer Weiſe, welche wie Verachtung des Serre- 
tairs ausſieht. Der Zwiſt mit Frankreich wird wie ein geringfügiges 
Ereigniß behandelt. Die Beziehungen zu England, mit Einſchluß 
der Frage von Nicaragua, ſtellen keine unangenehmen Verwicklungen 
in Ausſicht; doch bedroht der General Portugal mit einer zweiten 
Botſchaft, wenn es ſeine Schulden nicht bezahle. Ueber die zahlrei⸗ 
chen Abſetzungen und Ernennungen iſt kein Wort geſagt, welches 
nicht der allgemeinen Erwartung entſpricht. Kurz, die Botſchaft iſt 
eines der unſchuldigſten Dokumente, welche veröffentlicht worden ſind. 
Ueber die Einführung der Sklaverei in den neuen Territorien ſpricht 
ſich der General keineswegs klar oder beſtimmt aus. In den Finan⸗ 
zen wird ſich für dieſes Jahr nur ein Deficit von 16 Mill. Dollars 
zeigen, und der General empfiehlt ohne Weiteres eine Anleihe. Der 
Secretair, Herr Meredit, ſpricht ſich in feinem Berichte für einen hohen 
Tarif und die Fortdauer des Unter Schatzamtes aus, empfiehlt eine 
Erhöhung der Steuern u. ſ. w. Die Botſchaft und die mit denſelben 
in Verbindung ſtehenden Dokumente werden wenig Einfluß auf die 
Geſetzgebung des diesjährigen Congreſſes ausüben.“ 5 

— Die Stellung des Präfidenten der Union iſt vielleicht nie 
ſchwieriger geweſen, als die General Taylors Angeſicht der faſt abſo. 
luten Gleichheit der Parteien und ihrer ſich immer mehr fteis 
gernden Leidenſchaftlichkeit und Rückſichtsloſigkeit. Sein Streben iſt 
deshalb augenſcheiulich darauf gerichtet, zu verföhnen und zu begüti- 
gen, um wenigſtens den ſo ſehr gefährdeten status quo, d. h. den 
Fortbeſtand der Union zu erhalten. Deshalb in feiner Botſchaft die 
große Vorſicht, welche hier und da in Zurückhaltung übergehen und 
von Manchen belächelt werden mag. In Nordamerika kann der To⸗ 
taleindruck im Weſentlichen nur ein günſtiger fein. Wie viel oder wie 
wenig der Kongreß die Wünſche des Staats⸗Oberhauptes berückſichti⸗ 
gen werde, darüber entſcheidet die nächſte Zukunft; etwas voraus zu 
ſagen, wagt in dieſem Augenblick nicht leicht ein Verſtändlger. Die 
engliſchen Zeitungen bringen heute die 4, Spalten lange Präſidialbot⸗ 
ſchaft. Wir geben hier folgende Stellen wörtlich: RM 

„Sechzig Jahre find verfloſſen ſeit der Einführung der jetzigen 
Regierungsform und der Kongreß tritt abermals zuſammen, um ei⸗ 
nem Reiche freier Männer Geſetze zu geben. Die Propheten, welche 
den Verfall unſerer Inſtitutionen vorausſagten, ſind zu Schnee ge⸗ 
worden. Die Vereinigten Staaten bilden die beſtändigſte Regierung 
des ganzen Erdenrunds, — Wir find mit derj ganzen Welt in Frie⸗ 
den, unſere letzte Ernte gar gut und auch der Todesengel, der uns 
mit einer furchtbaren Krankheit heimſuchte, iſt endlich an uns vorüber⸗ 
gegangen. Eine leichte Unterbrechung des Geſchäftsverkehrs mit 
Frankreich iſt beendigt und unſer Geſandter dort empfangen worden. 
Mit äußerſter Genugthuung werde ich den Geſandten der Schweſter⸗ 
Republik empfangen. — Kurz nachdem ich in die Verwaltung getreten 
war, erfuhr ich, daß ein dem dentſchen Aciche gehüriges Kriegs⸗ 
dampfſchiff im New⸗Porker Hafen ausgerüſtet wer FR Die 
niß dazu ward während eines Waffenſtillſtandes dieſes 2 chs und Däne⸗ 
marks gegeben. In der Beſorgniß, daß dies vom König von Däne⸗ 
mark als Verletzung der Neutralität augeſehen werden möchte, befahl 
ich, daß kein fernerer Beistand der Art mehr geleiſtet 5 195 
Dit Korreſpondenz über dieſen Gegenſtand liegt Ihnen vor. gl ch 
im Auguſt 1848 ein Geſandter der Vereinigten Staaten von meinem . 
gänger nach Deutſchland geſchickt, accreditirt wurde und derſelbe in Frank⸗ 
furt a. M. lange Zeit gewartet hat, und obgleich ein deutſcher er 

andter dieſſeits beglaubigt und empfangen wurde, fo hat ſich doch bis 
— ein deutſches Reich nicht definitiv gebildet. Herr Donelſon, un⸗ 


59 
ſer Repräſentant in Frankfurt, verweilte mehrere Monate baſelbſt, 
in der Erwartung, daß eine Einigung der deutſchen Staaten unter 
einer Verfaſſung ſich geſtalten würde. Solche, die mit den be⸗ 
ſtehenden Beziehungen zwiſchen Preußen und den deutſchen Staa⸗ 
ten bekannt jind, find der Anſicht, daß keine dauernde Einigung ohne 
deſſen Mitwirkung möglich iſt. Für den Fall des Juſtandekommens 
eines ſolchen Bundes und einer deutſchen Centralgewalt, von welcher 
Preußen einen Theil bildete, würde es nöthig, unſern Geſandten aus 
Berlin zurückzuziehen; jo lange aber Preußen als unabhängiges Kö⸗ 
nigreich beſteht, und die diplomatiſchen Verbindungen mit ihm unter⸗ 
halten werden, iſt keine Urſache zu einer weiteren Vertretung unſerer⸗ 
ſeits in Frankfurt. Deshalb habe ich Herrn Donelſon zurückberufen 
und ſein Archiv an unſere Geſandtſchaft in Berlin dirigirt. — Ges 
wiſſenhaft habe ich jede Einmiſchung in die europäifchen Kriege ver⸗ 
mieden. Während des Kampfes Ungarns mit Oeſterreich ſchien Aus⸗ 
ſicht vorhanden, daß Erſteres ein unabhängiges Volk werde. So 
ſchwach dieſe Ausſicht auch war, ſo hielt ich es doch für meine Pflicht, 
in Uebereinſtimmung mit der öffentlichen Meinung in Amerika, welche 
für die ungariſchen Patrioten lebhafte Theilnahme hegt, für dieſen 
Fall vorbereitet und unter den Erſten zu ſein, die ihnen Gluͤckwünſche 
brachten. Zn dieſem Zweck ermächtigte ich einen in Europa anweſen⸗ 
den diplomatiſchen Agenten, zu erklären, daß die Regierung der Ver⸗ 
einigten Staaten bereit ſei, die Unabhängigkeit Ungarns anzuerkennen, 
ſofern dieſes ſie zu behaupten vermöge. Das gewichtige Dazwiſchen⸗ 
treten Rußlands vereitelte die Anſtrengungen der Magyaren. Die V. 
Staaten haben ſich zu keiner Zeit in den Streit eingemiſcht, obgleich 
die Sympathieen der Nation auf Seite des tapfern, aber unglückli⸗ 
chen Volkes waren. — Mit Rußland, Oeſterreich, Preußen, Schwe⸗ 
den, Daͤnemark, Belgien, den Niederlanden und den italieniſchen 
Staaten unterhalten wir noch unſere freundſchaftlichen Beziehungen, 
— Zur Unterſtützung des Kanalbaues in Central⸗Amerika aus Staats⸗ 
fonds rathe ich nicht, halte dieſe auch nicht für nöthig, da Privatin⸗ 
duſtrie das Werk allein vollenden wird, ſofern es überhaupt ein thun⸗ 
liches iſt. Die Betheiligten verlangen auch keine Geldunterſtützung, 
nur Schutz; ſie machen ſich anheiſchig, den Bau in Angriff zu neh⸗ 
men, wenn man ihnen dieſen Schuß angedeihen läßt. Sollte ſich 
ein Zweifel an der Ausführbarkeit der Sache ergeben, ſo würde eine 
ſofortige ſachverſtändige Unterſuchung des Terrains bald hinlängliches 
Licht darüber verbreiten. Das Gebiet, durch welches der Kanal führt, 
muß frei von Anſprüchen verſchiedener Nationen ſein, ſo daß keine 
SE hemmenden Einfluß auf die Schifffahrt der übrigen ausüben 
arf. 

Der Paſſus über das Zollweſen, der in Englaud nicht geringes 
Aufſchen macht, iſt folgender: „Ich empfehle 9 Keuter bes bee 
henden Tarifs mit Rücknahme auf eine zu erzielende höhere Staats⸗ 
einnahme. Ich bezweifle nicht das Recht oder die Pflicht des Kon⸗ 
greſſes, die einheimiſche Gewerbsthätigkeit zu ermuntern, ſie, die die 
Quelle des Wohlſtandes und Glückes der Nation wie des Einzelnen 
iſt. Ich blicke auf die Einſicht und Vaterlandsliebe der Vertreter, 
und hoffe, daß ſie ein Syſtem einführen werden, welches der Arbeit 
des Landes einen ſicheren und dauernden Halt giebt, und durch gebüh⸗ 
rende Ermunterung der Manufaktur auch den Ackerbau hebt und fürs 
dert. Demgemäß halte ich dafür, daß ſpezifiſche Zölle einzufüh⸗ 
ren ſind, hoch genug, um unſere Induſtrie zu ſtützen, und gleichzeitig 
jo normirt, daß fie auch auf die Dauer beſtehen können. Dieſelben 
werden die Einnahme erhöhen und dem Unterſchleif ſteuern.“ — „Ihr 
werdet eingeladen, Eure Aufmerkſamkeit ernſtlich auf eine Verbeſſerung 
unſerer gegenwärtigen Geſetze hinſichtlich des Afrikaniſchen Sklaven— 
handels zu richten, zum Iwecke einer wirkſamen Unterdrückung jenes 
barbariſchen Gewerbes. Es läßt ſich nicht leugnen, daß dieſer Han⸗ 
del noch zum Theil durch Schiffe betrieben wird, die in den Vereinig⸗ 
ten Staaten gebaut find und Bürgern der Vereinigten Staaten gehöͤ⸗ 
ren. Die Korreſpondenz zwiſchen dem Miniſterium und dem Geſandten 
und Konſul der Vereinigten Staaten in Rio de Janeiro, welche dem 
Kongreß von Zeit zu Zeit vorgelegt worden iſt, zeigt, daß man ſich 
der See- Briefe nur aus Liſt bedient. Schiffe, welche in Braſilien 
verkauft worden find, ſegeln nämlich, wenn fie durch den Konſul mit 
dieſen Papieren verſehen worden ſind, anſtatt nach den Vereinigten 
Staaten einer neuen Regiſtration wegen, ſogleich nach der Afrikani— 
ſchen Küſte, um ihre Sklavenladung aufzunehmen. Der Regierung 
ſind kürzlich verſchiedene andere Verhältniſſe ähnlicher Art zur Kennt⸗ 
niß gebracht worden. Wir haben es als nicht im Weſen unſerer Ge- 
ſetze liegend betrachtet, einen Amerikaniſchen Bürger, welcher in einem 
fremden Lande ein in den Vereinigten Staaten gebautes Schiff kauft, 
der Ungelegenheit auszusetzen, das Schiff einer neuen Regiſtration we⸗ 
gen nach feiner Heimath zu ſenden, ehe es die Erlaubniß erhält, zu 
einer Reiſe auszulaufen. Jede Veränderung der Geſetze, welche dahin 
zielen könnte, die freie Uebertragung des Schiffsbeſttzes zwiſchen un⸗ 
ſeren Bürgern zu erſchweren, oder die freien Fahrten dieſer Schiffe 
zwiſchen verſchiedenen Theilen der Welt, wenn dieſe Schiffe in recht⸗ 
mäßigem Handel bejchäftigt ſind, erfordert eine reifliche Ueberlegung. 
Ich vertraue jedoch „daß Eure Weisheit einen Weg finden wird, nach 
welchem ſich unſere allgemeine Politik in dieſer Hinſicht bewahren läßt 
und zugleich der erwähnte Mißbrauch unſerer Flagge durch Seebriefe 
verhindert werden kann.“ — Der Schlußſatz lautet: „Anhänglichkeit 
an die Union ſollte in jedem Amerikaniſchen Herzen gepflegt werden. 
Seit mehr als einem halben Jahrhundert hat die Union unerſchüttert 
aufrecht geſtanden, während große und kleine Reiche ſtürzten. Die 
Patrioten, die fie einſt gründeten, ruhen längſt im Grabe, aber noch 
beſteht ihr Werk, das Gedächtniß ihres Ruhms, der Gegenſtand der 
Liebe und der Bewunderung eines Jeden, der verdient, den Amerika⸗ 
niſchen Namen zu tragen. Nach meiner Ueberzeugung würde die Zer⸗ 
jtörung dieſes Werks, die Auflöfung der Union, die größte denkbare 
Kalamität ſein; ſie abzuwenden, muß deshalb das Streben jedes Ame⸗ 
vifaners fein. Was für Gefahren fie auch bedrohen, ich werde ihr 
zur Seite ſtehen und die Integrität derſelben aufrecht zu erhalten ſu⸗ 
chen, ſo weit, als die mir verfaſſungsmäßig verliehene Gewalt reicht. 

Waſhington, den 4. December 1819. (gez.) 3. Taylor.“ 

Pater Mathew, der berühmte Mäßigkeits⸗Apoſtel, iſt nach 
lebhafter Diskuſſton Mitglied des Senats zu Waſhington mit 33 

egen 18 Stimmen geworden. 

Der Praͤſident der Vereinigten Staaten hat unterm 20. Dechr. 
an Ladislaus Ujhazy, ehemals Gouverneur von Komorn, ein 
ſehr freundliches Schreiben erlaſſeu, worin er die Ungariſchen Flücht⸗ 
linge in Amerika willkommen heißt. (D. R.) 


Vermiſchtes. 


Bemerkenswerther Fortſchritt: Die Kinder einiger Pa⸗ 
ſtoren kommen jetzt bereits getauft auf die Welt. Der Prediger 
Herr Reboul zu Schwedt a. d. & meldet unterm 13. in der Spen. Ztg. 
vom 15. d. M., daß am 12. e. (sic!) von feiner lieben Ehefrau 


ein Söhnlein, Jean Baſile, geboren worden, welches anzuzeigen er 
nicht habe unterlaſſen wollen. f 

In der Nacht vom 5. auf den 6. Jan. iſt in Dortmund ein 
entſetzlicher Mord verübt worden. Ein in mittelmäßigen Verhältniſſen 
lebender Kaufmann iſt in ſeinem Bette durch mehrere Hammerſchlaͤge 
getödtet gefunden worden. Die Mörder ſind durch ein in die Wand 
gebrochenes Loch in das Schlafzimmer des Ermordeten eingedrungen 
und haben ungeftört ihr ſcheußliches Werk vollbracht, ohne jedoch 
etwas zu entwenden. Die vox populi ſpricht voneinem Vatermorde, 
welches Gerücht in ſehr vielen notoriſchen Umſtänden Grund findet. 
Der Sohn des Ermordeten iſt nebſt vier anderen Perſonen, die von 
ihm zum Morde gedungen ſein ſollen, gefänglich eingezogen. 


Locales ꝛc. | 

Poſen, den 17. Januar. Wir ſcheinen hier ganzlich einzu⸗ 
ſchneien. Eben um 113 Uhr erhalten wir die Nachricht, daß der 
Berliner Bahnzug, der geſtern Abend um 8 Uhr eintreffen ſollte, nur 
bis Samter hat vordringen können; und daß der Schneeſchlitten oder 
Bahnräumer, der demſelben von hier aus entgegen gegangen, aus den 

Schienen gekommen iſt. ? 
Nachmittags 2 Uhr: Auf dem Bahnhof eingezogenen Er⸗ 
kundigungen zufolge liegen zwiſchen Rokitnica und Samter 3 Lokomo⸗ 
tiven und der Eiſenbahnſug, der geſtern Abend ankommen ſollte, feſt. 
Die Durchſtiche auf der Bahn ſind ſämmtlich ſo vollſtändig mit Schnee 
ausgefüllt, daß derſelbe nicht zu entfernen iſt. Eben find 4 Poſt⸗ 
wagen zur Aufnahme der Paſſagiere von de abgegangen. tm 
Oſtrowo, den 15. Januar. r für die heutige zweite 
Sitzung des Schwurgerichts als Angeklagter vorgeladene Joh. Ko⸗ 
nopinski aus Raſchkow war nicht erſchienen und der Staatsanwalt 
trug auf deſſen Verurtheilung in contumaciam zu ljähriger Zucht⸗ 
hausſtrafe an. Der Gerichtshof beſtätigte zwar dieſen Antrag, aber 
unter Abrechnung der bereits erlittenen Zmonatlichen Haft. In der 
heutigen dritten Sitzung befand ſich auf der Anklagebaank der Job. 
Kryezak, beſchuldigt wegen öffentlicher Aufforderung zum Widerſtande 
gegen die Obrigkeit; ſein Defenſor war der Referendar Myeielski. 
Die Anklage wird verleſen. An einem Forſtgerichtstage ſollte der 
Wirth Szych, wegen ungebührlichen Betragens, arretirt werden. Da 
trat Kryczak vor die verſammelte Menge hin und rief: Leute! ſeid ih r 
nicht hier? laßt ihn nicht arretiren! Die Zeugen, mit Ausnahme 
eines einzigen, beſtätigten die Anſchuldigung. Der Staatsanw., um 
die Thatfrage herbeizuführen, ließ ſich im Allgemeinen darüber aus, 
daß die Geſinnungen der Defraudanten gegen Förſter, Richter und Zeu⸗ 
en zu bekannt wären, um hierauf näher einzugehen, daß überdies nur 
Ordnung die Welt regiere, und wenn es auch ein Unglück wäre, 
Beamte haben zu müſſen (2), fo könnte man ihrer doch nicht ent⸗ 
behren und ihre Autorität müſſe aufrecht erhalten werden. Hierauf 
wies er nach, daß der Angeklagte durch jene Aeußerungen wirklich eine 
verſammelte Volksmaſſe öffentlich. zum Widerſtande gegen die Obrig⸗ 
keit aufgefordert habe, weshalb er das „ Schuldig“ gegen denſelben 
beantrage. Das geſchah Seitens der Geſchworenen und Inkulpat 
wurde zu wöchentlicher Gefängnißſtrafe verurtheilt. 


Bromberg, den 13. Januar. Der Koͤnigl. Preußiſche General⸗ 
Konſul v. Wagner zu Warſchau hat dem Ober» Präfidenten unſerer 
Provinz unterm 17. v. M. die ſehr wichtige Mittheilung gemacht, „daß 
es ihm nach wiederholten Verſuchen gelungen ſei, die Aufmerkſamkeit 
des Fürſten von Warſchau darauf zu lenken, wie wünſchenswerth es 
im Intereſſe des Ruſſiſchen und Preußiſchen Staates ſei, einige Er⸗ 
leichterung in Bezug auf den Grenz- und Reiſeverkehr eintreten 
zu laſſen. In Folge deſſen habe die Kaiſerliche Regierungskommiſſion 
den Beſchluß gefällt, daß der Verkehr der Grenzbewohner der beider⸗ 
ſeitigen Staaten im Umfange von 3 Meilen auf Grund von auf 8 
Tage gültigen Legitimationskarten, ſo wie in Bezug auf die durch die 
Grenzlinie durchſchnittenen Güter auf Grund von auf 1 Jahr gülti⸗ 
gen Legitimationspapieren dergeſtalt wiederhergeſtellt werde, wie er 
vor den im Jahre 1848 ſtattgefundenen Greignüffen beſtanden und 
zwar unter Aufhebung aller Einſchränkungen, welche durch jene Ereig⸗ 
niſſe veranlaßt worden ſeien.“ — Dies Schreiben des Herrn Gene⸗ 
ralkonſuls iſt auch der hieſigen Regierung und durch dieſe den bei der 
Grenze betheiligten Landrathsämtern und Diſtrikts⸗Kommiſſariaten 
mitgetheilt worden. Auch die Ruſſiſchen Kammern ſollen bereits mit 
Schemas zu derartigen Legitimationspapieren verſehen fein 

+ Inowraclaw, den 13. Januar. Der Oberſt⸗ Lieutenant 
v. Düſterlow, Commandenr des 3. Dragoner⸗Regiments, der ſich in 
den Ruheſtand begeben will, hat auf ſeiner letzten Inſpectlonsreiſe, 
mit welcher zugleich ſeine Abſchiednahme von den ihm untergebenen 
Truppen verbunden war, auch unſer Städtchen berührt, wo dieſem 
greiſen Krieger von Seiten des Militairs anerkennenswerthe Auf⸗ 
merkſamkeit geſchenkt wurde. Der hieſige Rittmeiſter v. Jylow, ein 
Freund und eifriger Beförderer des mehrſtimmigen Geſanges, veran⸗ 
laßte namlich den Sängerchor ſeiner Schwadron, ſo wie das Corps der 
Trompeter, ihrem alten Regimentschef ein Staͤndchen zu bringen, was 
in der Art zur Ausführung kam, daß abwechſelnd erſt von den Trom⸗ 
petern und dann von dem Sängerchor ein Stück vorgetragen wurde. 
Leider iſt dieſer Geſangverein der einzige, den unſer Städtchen auf⸗ 
zuweiſen hat! 


o Zur Ehronik Poſens. (Fortſetzung.) 

Von den öffentlichen Gebäuden. Das Fürſtl. Schloß. 
Schon im 10. und II. Jahrhundert war Poſen die Hauptſtadt der 
lechitiſchen Herrſcher, welche hier für ſich und ihren Hof ein Haus 
oder Schloß zur Wohnung haben mußten. Es entſteht nun die Frage, 
wo dieſes Schloß geſtanden habe. Die aͤlteſten Chroniſten, das Stadt⸗ 
archiv und ſogar die mündliche Ueberlieferung ſchweigen völlig darü⸗ 
ber. Muthmaßlich ſtand dieſes Schloß in der Nähe der Kathedral⸗ 
Kirche oder wenigſtens in der Umgegend derſelben am rechten Wartha⸗ 
ufer auf einer der Vorſtädte Podgorze, Oſtrowek, oder auch, was am 
wahrſcheinlichſten iſt, auf der Schrodka.?) Für dieſe Muthmaßung 
ſprechen folgende Umſtände: Nach der Ortstradition war in den fer⸗ 
neren Zeiten des Heidenthums an dem Orte, wo heute die Kirche des 
heil. Johannes ſteht, ein Heidniſches Gotteshaus, wo Brandopfer 
gebracht und andere Ceremonieen des Göͤtzendienſtes verrichtet wurden. 
Um dieſes Gotteshaus ſtanden unzweifelhaft Hütten und in deren Mitte 
die Wohnſitze der Vorfahren Mieczyslaws I., denn das Volk ſam⸗ 


) Im Archiv des Domkapitels findet ſich das Privilegium Prze⸗ 
weten vom J. 1286, welches die Dörfer des Kanonikus Mi — 
Gattowo und Unin von allen Laſten des Poſener Rechts befreiete, ihnen 
das Magd. Necht 74 und überdieß feit der Zeit dem Kanonikus aream 
suam sitam juxta ecclesiam S. Margarethae anwies. Es kann ſein, 
daß dies der Platz war, auf welchem ehemals das fürſtliche Schloß ftand. 


— — . 


melte fih gewöhnlich um die Befehlshaber, oder auch umgekehrt, 
der Befehlshaber ließ ſich mitten unter ſeinem Volke nieder. Als um 
die Mitte des 10. Jahrhunderts Mieczyslaw I. die chriſtliche Reli⸗ 
gion annahm, gründete er zu Poſen einen Biſchofsſitz an der Stelle, 
wo er noch heute beſteht, zuverläſſig in der Nähe ſeines Schloſſes. 
Wenn nun das fürſtliche Schloß ſchon damals an dem linken Warthe⸗ 
ufer geſtanden hätte, ſo wäre auch untrüglich die Kathedralkirche auf 
der linken Seite des Fluſſes angelegt worden; denn in ganz Europa 
wurden in den Hauptſtädten die Kathedralkirchen in der Nähe der 
fürſtlichen Schlöſſer erbaut, wie dieß auch bei uns etwas ſpäter in 
Krakau geſchah. — Als Boleslaw der Tapfere im Jahre 1005 vor 
der Uebermacht des deutſchen Kaiſers Heinrich zurückweichen mußte, 
zog er ſich nach Poſen zurück. Als der Kaiſer von der Seite von 
Birnbaum her bis auf 2 Meilen von dieſer Stadt herannahete, ver⸗ 
mochte er nicht weiter vorzurücken. Es ſcheint demnach, daß zwiſchen 
ihm und dem befeſtigten Schloſſe, in welches ſich Boleslaw eingeſchloſ⸗ 
ſen hatte und von welchem aus er den Uebergang auf das rechte War⸗ 
theufer dem deutſchen Heere erſchweren konnte, der Kaiſer am weiteren 
Vorrücken verhindert wurde. Endlich wurden bei uns im 10. 11. u. 
12, Jahrhundert unzweifelhaft Schlöffer erbaut, gewöhnlich mitten in 
Sümpfen, Seen, und zwiſchen zwei Flußarmen, wie uns dies die im 
Lande zerſtreut liegenden Ortſchaften lehren, in denen Schlöffer ſtan⸗ 
den. Eine ſolche Lage hat die Kathedrale und die fie umgebende Vor⸗ 
ftadt, eine nach dem damaligen Zuſtande der Kriegskunſt überaus 
feſte und deßhalb zum Schloſſe eines Kriegsoberhaupts ſehr geeignete 
Lage. — Aus dem 12. und 13. Jahrhunderte laſſen ſich die unzwei⸗ 
deutigſten Beweiſe anführen, daß das fürſtliche Schloß in der Umge⸗ 
gend der Kathedralkirche ſtand. 1148 belagerte Wladislaw II. ſeine 
Brüder in Poſen. Indem die Belagerten einen Ausfall machen woll⸗ 
ten, hängten ſie auf dem Thurme des heil. Nicolaus einen rothen 
Schild aus, und als ſie dieſen Ausfall bewerkſtelligt hatten, richteten 
ſie unter den Belagerern ein jo großes Blutbad an, daß 2 Fluͤßchen, 
die Glöwna und Eybina, mit Menſchenblut angefüllt (2), das Waſſer 
des Warthefluſſes färbten.“) Dieſer Vorfall ereignete ſich demnach 
auf dem rechten Wartheufer, wo das befeſtigte Schloß Mieezyslaw 
des Alten lag, zu welchem die von Wladislaw II. beleidigten Brüder 
ihre Zuflucht genommen hatten. Wenn nun zu jener Zeit das fürſt⸗ 
liche Schloß auf dem linken Wartheufer gelegen hätte, konnte ſich 
dann Mieczyslaw der Alte ſammt ſeinen Brüdern einſchließen? 
Oder wenn dieſes Schloß nicht befeſtigt war, hätte ſich Wladislaw 
deſſen nicht bemächtigen können? wenn auch nicht aus ſtrategiſchen 
Rückſichten, fo doch wenigſtens deßhalb, um eine Rache, was in jenem 
Zeitalter ſo gewöhnlich war, an dem Wohnſitze ſeines Bruders aus⸗ 
ar Dieſes fürftlihe Schloß ſtand ohne Zweifel bis zum Ende 
es 13. Jahrhunderts auf dem rechten Warthaufer in der Gegend der 
Kathedralkirche. Nach dem Zeugniſſe Bogufals wurde es 1249 von 
Przemyslaw I., Fürſt von Großpolen, wieder in Stand geſetzt. Aller 
Wahrſcheinlichkeit nach war es immer von Holz. — Es ſcheint, daß 
Przemyslaw I., verdrießlich über das öftere Austreten der Warthe, 
welche die Stadt am rechten Ufer und ſogar auch das fürſtliche Schloß 
ſtark beſchädigte, beſchloſſen habe, um ſich gegen dieſes laſtige Element 
zu ſchützen, auf einem ziemlich erhabenen Hügel des linken Ufers um 
die Mitte des 13. Jahrh. ein Schloß zu erbauen. Dieſe Anſicht un⸗ 
terſtützen die Poſener Kirchenreviſtonen, das ſtädtiſche Archiv und 
der Ausfpruch Bogufals, welcher ſagt, daß Przemyslaw 1. von dem 


*) Eine ähnliche Sage gilt auch von der untern Netze, deren Waf- 
ſer durch ein nicht weit von ihrem Austritte aus dem Goploſee in der 
Vorzeit angerichtetes Blutbad von dem Blute der Erſchlagenen roth ge⸗ 
färbt worden ſein ſoll, weshalb ſie dort den Namen matwy erhalten hat. 


Stadt⸗ Theater in Poſen. 
Freitag den 18. Januar auf vielſeitiges Verlan⸗ 
en zum Zweitenmal: Die falſche Prima 
onna, oder: Catalani in Krähwinkel; 
Poſſe mit Geſang in 4 Akten von Bäuerle. (Lu⸗ 
ſtig: erſcheint als Catalani: Herr Gade mann.) 


Für die im Guhrauer Kreiſe Verunglückten ſind 
ferner bei uns eingegangen: 

von F. W. M. 1 Rthlr.; T. 2 Rtlr.; F. 2 Rtlr.; 
H. J. 1 Rtlr.; J. H. W. 2 Rtlr.; v. B. j. 2 Rtlr.; 
B. 15 Sgr.; F. Barleben 3 Rtlr.; J. S. 2 Frd'or.; 
W. S. 1 Rthlr.; L. A. 1 Rtlr.; G. 5 Rthlr. Zu⸗ 
ſammen 39 Rthlr. 15 Sgr., 4 Louisd'or und zwei 
Friedrichsd'or. 

Poſen, den 17. Januar 1850. 

Die Zeitungserpedition von W. Decker C Comp. 


Nothwendiger Verkauf. 


Kreis» Gericht zu Rawicz, 
den Zten Juli 1849. 

Das dem Gutsbeſitzer Rudolph Pohley ge⸗ 
hörige, bei dem Dorfe Szymanowo belegene, 
4 Meile von Rawicz entfernte Vorwerk Karls: 
ruh von 303 Morgen 53 [ Ruthen Flächen⸗ 
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Poſener Bisthum durch Tauſch mit der Schrödke einen Landſtrich auf 
dem linken Warthaufer gequirirt, hier einen neuen Stadttheil gegrün⸗ 
det und ihn mit Feſtungswerken umgeben habe. Der Gründer der 
Stadt auf dem linken Ufer kann dreiſt auch als Gründer des Schloſſes 
in dieſem Stadttheile betrachtet werden; denn in jener Zeit ſtanden 
die fürſtlichen Schlöſſer nicht fern von der Stadt, oder wenn man ſie 
iſolirt außerhalb der Stadt erbaute, ſo bemühete man ſich, ſie alsbald 
mit neuen Ortſchaften zu umgeben. (Fortſetzung folgt) 


Litteratur. 
Denkſchrift über die politiſche Stellung der Provinz, 
Poſen zur Preußiſchen Monarchie, 
ſo heißt eine vom Verfaſſer uns zugeſandte, neulich erſchie⸗ 
nene Brochüre, die nach Urkunden und offieiellen Dokumenten, von 
dem Abgeordneten zur Iſten Kammer für den erſten Poſener Wahlbe⸗ 
zirk, Major von Voigts⸗Rheetz, verfaßt iſt. — Wir haben mit 
großen Erwartungen dieſelbe in die Hand genommen, zu denen der 
Name des Verfaſſers vollkommen berechtigte, der die Deutiſche Sache 
verfocht, als der General von Williſen uns Deutſche aufgegeben zu 
haben ſchien. Als Ergebniß der Denkſchrift bezeichnet der Verfaſſer 
(Pag. 112.) die Führung des Beweiſes, daß weder auf Grund der 
Wiener Traktate, noch durch die Verheißung des Jahres 1848 der 
Provinz ein Recht auf abgeſondertes Beſtehen neben der Preußiſchen 
Monarchie zuerkannt werden kann, und dies um ſo weniger, als dies 
von den Polen behauptete Recht in Folge der übereinſtimmenden An⸗ 
nahme des $. 1. der Verfaſſung vom 5. December 1848: „Alle Lan- 
destheile der Monarchie in ihrem gegenwärtigen Umfange bilden das 
e Staatsgebiet“, durch beide Kammern, vollſtändig in ſich 
zerfallen ſei. 1 

Die Brochüre zerfällt in 3 Abtheilungen, denen eine Einleitung 
vorangeht, in der eine Ueberſicht der politiſchen Geſtaltung der Pro- 
vinz in den Jahren zwiſchen 1806 und 13 gegeben wird, die ziemlich 
bekannt fein möchte, aber des Ganzen wegen wohl in dieſer Arbeit 
leicht einen Platz finden konnte. 

Die Ifte Abtheilung: Verhandlungen auf dem Congreß zu Wien, 
in den Jahren 1814 und 15, fo wie die ſtaatsrechtlichen Documente, 
die ſich auf die polniſche Frage beziehen. 

Sie enthält, was jeder weiß, wie Preußen zum Dank für die 
vielen Opfer, die es gebracht hatte, um das franzöͤſiſche Joch bau: 
ſchütteln, recht gründlich über den Löffel barbirt worden iſt. — Die 
Angſt, das europäiſche Gleichgewicht zu zerſtören, verhinderte die Aus— 
führung des anfänglichen Planes: Die polniſchen Theile ſämmtlich 
an Rußland, dagegen ganz Sachſen an Preußen zu überlaſſen. 

Die bezügliche Note, worin England dieſe Idee entſchieden be⸗ 
günſtigt, iſt von Lord Caſtlereagh an den Fürſten Hardenberg, und 
heißt im Auszuge folgender Maaßen: „Lord C. erkennt die Nothwen⸗ 
digkeit der Entſchädigung Preußens durch das Königreich Sachſen an, 
wenn Rußland durch Warſchau ſchadlos gehalten werden ſollte, alſo 
alſo auf Koſten Preußens, dem das Herzogthum Warſchau bis 1806 
gehörte. Er ſieht keinen Grund, weshalb Preußen nicht auf Koſten 
eines Feindes entſchädigt werden ſollte, der, nach den Prinzipien des 
Völkerrechts, die Geſammtheit ſeiner politiſchen Rechte eingebüßt hat.“ 

Solche und ähnliche Dokumente, wodurch ſchließlich die Provinz 
Poſen an Preußen kam, ſind, wenn auch nicht in der Ausführlichkeit, 
wie ſie hier gebracht, doch bekannt genug, ſo daß ſie für den Zweck 
nichts Neues bringen. Das Einzige von Wichtigkeit könnte die Wi⸗ 
derlegung der Deduktion des §. 24 der Staats-Verträge fein, in wel⸗ 
chem die Polen nur eine Perſonal-Union und keine wirkliche Vereini— 
gung mit der Monarchie finden wollen. 


zwiſchen 
Hamburg und New⸗Aork, 


Expedition durch 
Knorr & Jauſen. g 


Das dem Rheder R. M. Sloman gehörige neue, prachtvolle, eigens zu dieſer Fahrt erbaute, 


mit eleganten Cajüten verſehene große Hamburger 


Dampfſchiff „Helena Sloman“, 


(das erſte transatlantiſche unter Deutſcher Flagge), 


geführt von dem bekannten Capitain P. N. Paulſen, wird in dieſem Jahre wie folgt direkt von 


Hamburg nach New⸗Vork expedirt: 
am 6. April, 15. Juni, 24. Auguſt, 31. Oktober. 


Der Paſſagepreis beträgt in I. Cajüte 150 Rthlr., in 2. Cajüte 80) Rthlr., und im Zwiſchendeck 50 Rtlr., 


ſämmtlich ineluſive Beköftigung. 


Regulaire Segel-Packet⸗Schifffahrt 


von Hamburg nach New⸗Vork. 


Die großen eigens zur Paſſagierfahrt erbauten ſchnellſegelnden, gekupferten dreimaſtigen Packet; 

Schiffe deſſelben Rheders, ebenfalls mit allen möglichen Bequemlichkeiten für Reiſende und Auswanderer 
verſehen, werden in dieſem Jahre wie folgt abgehen: 
Leibnitz, Capitain Jörgen ſen, 


am 1. März und 15. Juni, 


raum, abgeſchätzt auf 13,487 Rthlr. 17 Sgr. 4 Herſchel, . Wienholtz, „15. „ und J. Juli, 
Pf., zufolge der nebſt Hypothekenſchein und Be⸗ Newton, = Niemann, „ 1. April und 15. Juli, 
dingungen in der Regiſtratul einzuſehenden Tare, Gutenberg, Flor, 15. und J. Auguſt, 
fol am 20ſten Februar 1850 Vor⸗ und Franklin, - Roluffs, „I. Mai und 15. 
Nachmittags Miles, „ Arianſen, „ 15. und J. September, 
Howard, ⸗ Jacobs, „I. Juni und 15. 


an ordentlicher Gerichtsſtelle ſubhaſtirt werden. 


— — — 


Nothwendiger Verkauf. 
Kreis⸗Gericht zu Trzemeſzuo. 

Das im Mogilnoer Kreife belegene, dem Rieſel⸗ 
meiſter Anton Waſielewskt gehörige Erb⸗ 
pachts⸗Vorwerk Stawisko nebſt Zubehörungen, 
gerichtlich abgeſchätzt, und zwar: 

a) den Ertragswerth mit 5 pro Cent, zu Ca⸗ 

pital gerechnet auf . 8629 Rthlr. 15 Sgr., 

b) desgleichen zu 4 pro Cent auf 10,787 Ktlr. 
8 Sgr. 4 Pf., zufolge der nebſt Hypothekenſchein 
und Bedingungen in der Regiſtratur einzuſehen⸗ 8 
den Taxe, ſoll 

am 25 ſlen April 1850 Vormittags 10 Uhr 
an ordentlicher Gerichtsſtelle ſubhaſtirt werden. 

Achte Hamburger Eigarren 
empfiehlt M. Cohn, Friſeur, Neueſtraße 5. 


ET TEE erer rr f ;ĩ77696A: ; 


ferner ebenfalls ſchnellſegelnde erſter Klaſſe ſtehende Schiffe 


von Hamburg nach New Orleans: 
am J. April, 15. April, 1. September, 1. Oktober; 
von Hamburg nach Quebek: 
am 15. April, 1. Mai, 15. Mai, I. Juni, 15. Juni; 


von Hamburg nach Auſtralien, Port Adelaide und Melbourne: 


am I. April, 1. Juni, I. Auguſt und I. Oktober. 


Zur Annahme und Beförderung von Paſſagieren mit oben genannten Schiffen empfehlen wir uns 
unter Zuſicherung der gewiſſenhafteſten Behandlung und der billigſten Paſſagier⸗Preiſe. 
Im Jahre 1848 wurden von Hamburg in Allem 7391 Paſſagiere, davon dur 


1849 z * z 4 2 5189 4 


ch uns allein 4120 
Paſſagiere expedirt; 
„davon durch uns allein 278: 
Paſſagiere expedirt. 

Nähere Auskunft ertheilen auf portofreie Anfragen unſere auswärtigen Herren Agenten, in Poſen 

Herr George Treppmacher, fo wie wir auf das Bereitwilligſte. 


Knorr & Janſen, 


Allgemeines Auswanderungs⸗Bureau in Hamburg. 


Der $. 24 lautet nämlich: Se. Maj. ꝛc. wollen die neuen ſächſi⸗ 
ſchen Landestheile mit ſeiner Monarchie vereinigen und in voller Sou⸗ 
verainetät als Eigenthum beſitzen — indeß in dem betreffenden g. dieſe 
Vereinigung nicht für die Provinz Poſen ausgeſprochen ift. 

Der Verfaſſer ſagt nun ſehr richtig: Es bedarf nur des Hinwei⸗ 
ſes darauf, daß nach F. 23 die polniſchen Provinzen, als wieder er⸗ 
worbenes Land, wie zuvor beſeſſen werden ſollten, wo ſie bereits einen 
mit der Monarchie reell vereinigten Beſitz bildeten, während der $. 24 
für ganz neue Länder⸗Erwerbung die Beſtimmungen enthielt. 

Die 2te Abtheilung bringt die Beſitzergreifung und Huldigung 
im Großherzogthum Poſen. — Sie erzählt ausführlich den Staatsakt, 
deſſen ſich ein großer Theil der Einwohner noch entſinnt, die Huldi⸗ 
gung mit ihren Feierlichkeiten und Reden, fo wie die Inſtallirung des 
Fürſten Anton Radziwill zum Statthalter, alſo wieder nichts Neues. 

Die Zte Abtheilung: Verheißungen des Jahres 1818. Sie ſind 
ebenfalls hinreichend bekannt, jo wie, daß das damalige Miniſterium 
dieſen Zuſagen durch eine wohl zu große Nachgiebigkeit gegen die For⸗ 
derungen der Deputation, eine weitere Ausdehnung gab, als die Ord⸗ 
nung lie geſtattete. 

Ein weſentlicher Umſchwung in der öffentlichen Meinung bin 
ſichtlich der ſ. g. Polenfrage wird u. E. durch die Brochüre nicht 
bewirkt werden. Der Pole, der nicht überführt ſein will, daß er Un⸗ 
mögliches fordert, wird durch dieſelbe nicht von feinem Verlangen 
zurückgebracht werden. — Der Deutſche aber braucht dieſe Details 
nicht, denn durch feine Auſiedelung in der Provinz hat er hinreichend 
bewieſen, daß er ſie ſtets nur als einen Theil des Inlandes angeſehen 
hat. Doch iſt immer die Arbeit als ein brauchbares Compendium 
von provinziellen Dokumenten zu ſchatzen. Fi 


Verantw. Redakteur: C. C. H. Violet. 


Angekommene Fremde. 
Vom 17. Januar. 

Bazar: Die Gutsb. enen a. Dembice; Skorzewski a. Kaminice; 
Grabowski a. Lukowo; Migezynski a. Pawkowo; Mycirlski a, 
Dembno; v Skorzewski a. Prochnowo u. Potulicki a Kl. Jeſtorek; 
Gutsp. Loſſow a. Kaſzezor; Geiſtlicher Kurowski a. Kaminice; 
Doktor Palicki a. Koſten. 3 

Lauk's 10 5 de Rome: Kfm. Casper a. Leipzig; Holzhändler Stange 
a Berlin, 

Hötel de Baviere: Gutsb ev Niemojewski a. Wilcz; Buchhändler Ja⸗ 
nowski a. Natel; Kfm: Kreßmann a. Stettin. 

Hötel de Vienne: Graf Tyſzkiewicz a. Siedlec. 

Hötel à la ville de Rome: Die Kaufl. Witkowski u. Hirſchberg a. 
Berlin; Gutsb. Kurtz a. Konojad. 

Hötel de Dresde: Die Gutsb. Noſenthal a. Schleſten u. Opitz a. Salica. 

Hötel de Berlin: Verw. Heubach a. Pomice; Buchh Emmel a. Ste⸗ 
ſzewo; Inſpektor Kurtza Gneſen; Gutsb. v. Mroczynsti a. Chwalkowo. 

Hötel de Paris: Laudrath v. Suchodolski a. Pleſchen; die Gutsb. Suſzycki 
a. Slomowo; Hoppe a. Skorawin u. Hildebrandt a. Skubuſzewo; 
Bürger Kadow a. Budzin; Doktor Tabernacki a. Wreſchen. 

Hotel de Saxe: Defonom Wilde a. Erin. 

Hotel de Pologne: Gutsp. Gebr. Hellmold a. Komorowo. 

Im Eichborn: Die Kaufl. Gumpert a. Mieſzkow; Ehrlich a. Neu- 

3 7755 a. 8 w an 1 4 a N 

m eichnen Born: neider Grinkiewiez a. Gneſen; die 
Frauen Schaye u. Nieke Jakob a. Mitostaw⸗ die Ne dne 
Nıpbtali, Gellert. Fiebler u Tiſchler a. Goſthn u Gebr. Gelbſtein 
a Lopienno; Wittwe Jette Landsberg a. Obrzycko; Amtmann W. 
Wiedinski a. Jaroczyn. ‚ 

Im Eichenkranz: Die Kaufl. Blockmann a Oſtrowo u. Nuſſak a Gneſen. 

Zur Krone: Kim. Paradies a. ee 

Drei Lilien: Bau-⸗Aſſiſtent Brühl a. Glogau. 


Druck und Verlag von W. Decker & Comp. in Poſen. 


In der Stadt Thorn iſt Familien-Verhaͤltniſſe 
halber ein Wohnhaus nebſt vollkommen eingerichte⸗ 
ter Schmiedewerkſtätte mit zwei Feuern, und einem 
Hofraum, aus freier Hand ſofort zu verkaufen. Zu 
bemerken iſt noch, daß das Schmiede⸗Handwerk in 
dieſem Hauſe bereits ſeit 60 Jahren betrieben, für 
den Käufer den Vortheil darbietet, ſogleich gewiſſe 
Beſchaͤftigung zu finden. 

Nähere Auskunft ertheilt in Poſen der Klempner⸗ 
meiſter C. E. Blech, Wilhelmsſtraße No. 2. 


Ein gewandter, zuverläſſiger, beider Landesſpra⸗ 
chen mächtiger unverheiratheter Kellner findet ſofort, 
oder zum J. Februar d. J. ein Unterkommen. Wo? 
erfährt man Markt 44. 1 Tr. 


Die Poreellan- und Glas⸗Auktion 
in No. 85. am Markt wird morgen und folgende 
Tage fortgeſetzt werden, auch wird ein guter eiſerner 
Ofen dabei vorkommen. 


Eine ſechsjaͤhrige fehlerfreie braune Stute, zum 
Reiten und Fahren gleich brauchbar, ſoll Mon- 
tag den 21. d. M. Vormittags 11 Uhr auf 
dem Wilhelmsplatz meiſtbietend gegen gleich baare 
Einzahlung öffentlich verkauft werden. 

Poſen, den 17. Januar 1850. 


Sapiehaplatz No. 14. iſt eine einzelne Stube vom 
1. Februar c, fo wie eine halbe Etage im erſten 
Stocke und eine desgl. Parterre vom 1. April ab 
zu vermiethen. 

Letztere Wohnung eignet ſich zu einem Geſchäfte 
und bin ich erbötig, dieſelbe auf Verlangen nach 
der Straße ausbrechen zu laſſen. 

R. Seegall, Breiteſtr. No. 1. 


Odeum. 
Heute Sonnabend den 19. Januar: 


Große Redoute 


mit und ohne Maske. 
Entree an der Kaffe 10 Sgr. Damen frei. 
— im Hauſe bis Sonnabend Nachmittag 4 U. 
1 Sgr. 
Eröffnung 38, Anfang 8 Uhr Abends. 
J. Lambert. 


Eine Subferibenten Lifte in blauem Umſchlag 
iſt am 16. d. Abends verloren worden. Der Fin⸗ 
der wolle dieſelbe in der Zeitungs⸗Erpedition von 
W. Decker & Comp. abgeben. N 


— — — 


